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Wolfgang Glatzer /Wolfgang Zapf

Die Lebensqualität der Bundesbürger

I. Einleitung
1, Das Konzept der Lebensqualität

Das Konzept der Lebensqualität hat eine
lange Tradition. Sinngemäß ist es bereits bei
den antiken Philosophen vorhanden, und in
wörtlicher Form haben es schon die Wohl-
fahrtsökonomen gebraucht (erstmals Pigou
1920). Eine herausragende gesellschaftspoliti-
sche Bedeutung gewinnt das Konzept der Le-
bensqualität am Beginn der siebziger Jahre;
es entwickelt sich zu der zum Wachstums-
glauben kontrastierenden Zielvorstellung.
Seitdem stellt das Konzept der Lebensqualität
einen Maßstab für die Bewertung sozialen
Fortschritts dar. Es wird teilweise quer zu den
herkömmlichen politischen Fronten befür-
wortet bzw. abgelehnt. Sozialwissenschaftler
haben in verschiedenen Ländern begonnen,
die „Lebensqualität“ zu messen und zu beob-
achten, und internationale Organisationen
wie die UN, die OECD und die EG haben sich
ebenfalls dieser Aufgabe angenommen. Die
Dauerbeobachtung der Lebensqualität ist Teil
des Programms der Sozialberichterstattung;
Replikation und Routinisierung der ent-
wickelten Meßverfahren stehen auf der Ta-
gesordnung.
Die Vorstellungen von Lebensqualität sind
freilich weder einheitlich, noch besteht Kon-
sens darüber, wie sie gemessen werden kann.
Wer Lebensqualität als rein theoretischen Be-
griff versteht, der sich der Meßbarkeit ent-
zieht, wird allerdings mit dem Problem kon-
frontiert, daß sich über das Niveau an Lebens-
qualität in unserer Gesellschaft fast Beliebi-
ges behaupten läßt. Erst eine sorgfältige Kon-
kretisierung und Operationalisierung des
Konzepts wird uns ermöglichen, Verteilungen

Dieser Beitrag faßt ausgewählte Ergebnisse des vor
kurzem erschienenen Buches über Lebensqualität
in der Bundesrepublik zusammen und ergänzt sie
um einige aktuelle Befunde für 1984: Wolfgang
Glätzer, Wolfgang Zapf (Hrsg.), Lebensqualität in
der Bundesrepublik. Objektive Lebensbedingungen
und subjektives Wohlbefinden, Frankfurt—New
York 1984, mit Beiträgen von Regina Berger, Wolf-
gsng Brachtl, Martin Diewald, Wolfgang Glatzer,
Roland Habich, Hermann Herget, Sabine Lang,
oäns-Michael Mohr, Maria Müller-Andritzky,
Heinz-Herbert Noll, Wolfgang Zapf.

und Veränderungen festzustellen und gesell-
schaftliche Änderungen anzustreben, die
mehr Lebensqualität beinhalten.
Im Sonderforschungsbereich 3 an den Univer-
sitäten Frankfurt und Mannheim ist ein Kon-
zept zur Messung der Lebensqualität ent-
wickelt worden. Es wurden Erhebungen und
Analysen vorgenommen und die Ergebnisse
in Büchern und Zeitschriften ausführlich vor-
gestellt. Lebensqualität präzisieren wir im
Sinn individueller Wohlfahrt, d. h. die Lebens-
qualität ist hoch, wenn die Individuen gleich-
zeitig gute objektive Lebensbedingungen ha-
ben, diese positiv bewerten und ein gutes sub-
jektives Wohlbefinden haben. Lebensqualität
ist also die Konstellation objektiver und sub-
jektiver Komponenten in den Lebensberei-
chen der Individuen. Die von uns intensiver
betrachteten Lebens- und Problembereiche
sind Einkommen, Wohnen, Erwerbstätigkeit,
Ehe, Familie und Haushalt, Gesundheit und
soziale Integration, politische und soziale Be-
teiligung. Darüber hinaus erfassen wir subjek-
tive Bewertungen von Bereichen wie Umwelt-
schutz und soziale Sicherung. Die Auswahl
dieser Bereiche ist sicher unvollständig, ihre
große Bedeutung im Alltagsleben aber unbe-
streitbar. Außerdem betrachten wir globale
Beurteilungen des subjektiven Wohlbefin-
dens als Indikatoren der Lebensqualität. Bei
diesem Ansatz wird darauf verzichtet, einen
einzigen hochaggregierten Index der Lebens-
qualität zu bilden. Angestrebt wird vielmehr,
das charakteristische Muster der Strukturen,
Zusammenhänge und Konstellationen der
Komponenten der Lebensqualität herauszuar-
beiten, z. B. die Verteilung und die Stabilität
der Wohnzufriedenheit, die Korrelationen
zwischen Wohnbedingungen und subjektiven
Bewertungen der Wohnung, die Kumulation
schlechter Lebensbedingungen in mehreren
Lebensbereichen. Lebensqualität entsteht und
verändert sich in einem komplexen Prozeß
der Wohlfahrtsprodukti6n, der hier nur ange-
deutet werden kann. Marktsystem, Wohl-
fahrtsstaat, Assoziationen und private Haus-
halte sind aufeinander bezogene Wohlfahrts-
produzenten, und sie verfügen über ein spezi-
fisches Leistungspotential und haben spezifi-
sche Leistungsgrenzen.



2. Methoden der Messung
Lebensqualität, wie wir sie definiert haben,
kann adäquat nur mit repräsentativen Umfra-
gen gemessen werden. Die Ergebnisse sollen
nämlich verallgemeinerungsfähig für die Bun-
desrepublik sein und über die Lebensqualität
aus der Sicht der Bundesbürger Aufschluß ge-
ben. In der Rolle des „Informanten" machen
uns die Befragten Angaben über ihre Lebens-
bedingungen, und in der Rolle des bewerten-
den und beurteilenden Individuums machen
sie Aussagen über ihr subjektives Wohlbefin-
den bzw. ihre wahrgenommene Lebensquali-
tät.
Unsere Bevölkerungsumfragen wurden 1978,
1980 und 1984 durchgeführt und umfaßten
2012, 2396 und 2067 nach dem Zufallsverfah-
ren ermittelte Befragte. Diese für die deut-
sche Wohnbevölkerung ab 18 Jahre repräsen-
tativen Stichproben haben wir um einige spe-
zielle Stichproben ergänzt. Da in den üblichen
Bevölkerungsstichproben der Umfragefor-
schung in der Bundesrepublik keine Auslän-
der einbezogen sind, haben wir 1982 eine spe-
zielle Gastarbeiterstichprobe (N = 770 Be-
fragte) zusätzlich gemacht. Wir betrachten die
Lebensbedingungen und das Wohlbefinden
von Minderheiten wie den Gastarbeitern als
essentiellen Bestandteil der Wohlfahrtssitua-
tion in der Bundesrepublik. Schließlich haben
wir 1980 auch 289 Ehepartner von Befragten
der Hauptstichprobe interviewt. So können
wir Übereinstimmungen und Unterschiede
der Wohlfahrt von Ehepartnern analysieren.
Wichtig erschien uns außerdem die individu-
elle Stabilität von Lebensbedingungen und
Wohlbefinden. Um dazu Aussagen machen zu
können, haben wir 304 Erwerbstätige der
Hauptbefragung von 1978 im Jahr 1980 erneut
interviewt.
Die Themen unserer Umfragen betreffen ne-
ben den üblichen Fragestellungen zur demo-
graphischen und sozioökonomischen „Veror-
tung“ des Befragten hauptsächlich Fragen zu
einigen objektiven Lebensbedingungen und
insbesondere zur subjektiv wahrgenommenen

Lebensqualität Fragen und Skalen bauen auf
eigenen Voruntersuchungen und die angel,
sächsische und skandinavische Wohlfahrts-
forschung auf. Die Replikation von identi.
sehen Fragen ist bei den drei Wohlfahrtssur.
veys von 1978, 1980 und 1984 ein wichtiger
Gesichtspunkt gewesen, aber es wurden
ebenso neue inhaltliche und methodische
Fragestellungen aufgenommen.

Bei Umfrageergebnissen wird heute nachhal-
tig die Frage gestellt, inwieweit sie verläßli-
che Zahlen liefern. Fehlerquellen können bei
der Ausschöpfung der angesetzten Stichprobe
entstehen. Bei Umfragen unserer Art werden
ungefähr zwei Drittel der angestrebten Ziel-
personen erreicht. An den drei durchgeführ-
ten Umfragen zeigt sich, daß es zwischen 1978
und 1984 schwieriger geworden ist, hohe Aus-
schöpfungsraten zu erzielen. Schließlich ist
der Zufallsfehlerspielraum zu beachten. Ein
Ergebnis von 5% heißt z. B., daß der wahre
Wert für die Grundpopulation, also die Bevöl-
kerung der Bundesrepublik, bei 3,6% oder
6,4% liegen kann. Bei einem Wert von 50%
kann der wahre Wert bei 53,2% oder 46,8%
liegen. Diese Fehlerspannen muß man in
Rechnung stellen. Aber jemand, der weiß, wie
ungenau wir die Einwohnerzahl, die Woh-
nungszahl oder das Bruttosozialprodukt der
Bundesrepublik kennen, wird nicht sagen, daß
die Umfragedaten besonders unzuverlässig
seien.
Die Lebensqualität der Bundesbürger wird im
folgenden unter drei zentralen Gesichtspunk-
ten behandelt: erstens der Zusammenhang
zwischen Lebensbedingungen und wahrge-
nommener Lebensqualität in den verschie-
denen Lebensbereichen; zweitens das subjek-
tive Wohlbefinden der Bundesbürger, die po-
sitiven und negativen Aspekte, die Unter-
schiede zwischen Lebensbereichen und Be-
völkerungsgruppen; drittens die Strukturen
und Kumulationen der objektiven und subjek-
tiven Wohlfahrtskomponenten, d. h. ihre Sta-
bilität über die Zeit und ihre Häufung bei ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen.

II. Objektive Lebensbedingungen und ihre Bewertung

1. Der Zusammenhang zwischen Lebensbe-
dingungen und ihrer Bewertung

Die Hypothese, daß die Menschen unter bes-
seren Lebensbedingungen auch zufriedener
sind, klingt selbstverständlich. Um so überra-
schender waren die Ergebnisse früherer Un-
tersuchungen, die fanden, daß der Zusammen-
hang zwischen Lebensbedingungen und sub-

jektivem Wohlbefinden recht schwach ausge-
prägt ist. Es wurden die verschiedensten Er-
klärungen entwickelt: z. B. daß die Bürger nur
individuelle Verbesserungen gegenüber rele-
vanten Vergleichsgruppen mit höherer Zu-
friedenheit honorieren, nicht aber, wenn es
allen gleichmäßig besser geht; daß Individuen
unter sozialem Druck stehen, Unzufrieden-
heit zu verleugnen; daß sich ihre Ansprüche



resignativ an die Umstände anpassen; daß Un-
zufriedenheitsäußerungen kulturell gelernt
und damit in gewisser Weise von den eigenen
Erfahrungen unabhängig sind; daß gerade die
Gutsituierten für neue Wertmaßstäbe offen
sind und deshalb eher Kritik und Unzufrie-
denheit äußern, und daß unterschiedliche in-
dividuelle Vergleichsmaßstäbe gleiche Aus-
gangslagen in ganz unterschiedlichem Maß
als befriedigend erscheinen lassen. Alle diese
Effekte sind mehr oder weniger Teil der ge-
sellschaftlichen Konstruktion von Wirklich-
keit und mindern die Korrelationen zwischen
Lebensbedingungen und ihrer Bewertung.
Darüber hinaus sind methodische Argumente
zu beachten: Objektive und subjektive Tatbe-
stände sind mit Meßfehlern belastet; Befragte
geben Antworten zu Problemen, über die sie
vorher nicht nachgedacht haben; auch sind
die Beziehungen zwischen objektiven und
subjektiven Variablen möglicheiweise nicht
linear, sondern verlaufen nach dem Muster
von Schwellenwerten.
Zugespitzt bedeutet dies, daß gute Lebensbe-
dingungen durchaus mit einer als schlecht
wahrgenommenen Lebensqualität einherge-
hen können und schlechte Lebensbedingun-
gen mit positiven Bewertungen. Wir nennen
die erste Konstellation das „Unzufriedenheits-
dilemma" und die zweite das „Zufriedenheits-
paradox“. Wenn wir die Dimensionen der Le-
bensbedingungen und des subjektiven Wohl-
befindens kombinieren und lediglich nach
„gut“ und „schlecht" dichotomisieren, dann er-
halten wir eine Vier-Felder-Tafel und können
vier „Wohlfahrtspositionen" bzw. Typen der
Lebensqualität unterscheiden.
Die Kombination von gut/gut nennen wir in
Anlehnung an die OECD-Terminologie „Well-
being", die Kombination schlecht/schlecht
»Deprivation" und die beiden Mischtypen
«Dissonanz" bzw. .Adaptation“. Die Lebensqua-

lität ist in einem Lebensbereich um so höher,
je mehr Bundesbürger sich in der Wohlfahrts-
position „Well-being" befinden. Die „Depri-
vierten" bilden die klassische Zielgruppe der
Sozialpolitik. Die „Dissonanten" sind das Po-
tential für Protest und Veränderung. Die
.Adaptierten" repräsentieren häufig die Reali-
tät von Ohnmacht und gesellschaftlichem
Rückzug.
2. Einkommensverteilung und Einkom-

menszufriedenheit
Folgt man den Einschätzungen der Bundes-
bürger, so ist das Einkommen eine wichtige
Grundlage des Wohlbefindens, freilich nicht
die allerwichtigste. Darüber hinaus hängt die
Lebenszufriedenheit stark von der Einkom-
menszufriedenheit ab. Die im internationalen
Vergleich recht wohlhabenden Bundesbürger
sind mit ihrem Haushaltseinkommen aber
längst nicht völlig zufrieden. Verglichen mit
anderen Lebensbereichen handelt es sich bei
der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkom-
men lediglich um ein mittleres Zufrieden-
heitsniveau.
Will man die Zufriedenheit mit dem Haus-
haltseinkommen untersuchen, so besteht das
Problem, daß die Zahl der Personen, die von
einem Haushaltseinkommen zu leben haben,
natürlich berücksichtigt werden muß. Die von
uns gebildete Einkommensschichtung unter- ‘
stellt einen abnehmenden Einkommensbedarf
für die weiteren Personen in Mehrpersonen-
haushalten. Zwischen dem mit der Personen-
zahl gewichteten Haushaltseinkommen, das
wir Einkommensniveau nennen, und der Zu-
friedenheit mit dem Haushaltseinkommen ist
ein mittlerer Zusammenhang festzustellen.
Anschaulich wird dieser Zusammenhang,
wenn die Befragten nach der Höhe ihres ge-
wichteten Haushaltseinkommens in Gruppen
von 20% (Quintile) eingeteilt werden (vgl.
Tab. 1). Im obersten Quintil sind 27% hochzu-



frieden, im untersten sind 26% ziemlich unzu-
frieden. Dies sind die klar konsistenten Wohl-
fahrtspositionen. Die inkonsistenten Wohl-
fahrtspositionen, die „Dissonanten" (3% Unzu-
friedene im obersten Quintil) und die „Adap-
tierten" (6% Hochzufriedene im untersten
Quintil) sind deutlich in der Minderheit. Die
große Mehrheit der Befragten befindet sich in
relativ konsistenten Wohlfahrtspositionen.

Das Einkommensniveau kann die Einkom-
menszufriedenheit nur begrenzt erklären; da-
mit bleibt die Frage offen, welche weiteren
Determinanten sich feststellen lassen. Wir
haben vor allem den Einfluß von Vergleichs-
spannen auf die Zufriedenheit mit dem Haus-
haltseinkommen überprüft Als Vergleichs-
spanne wird beispielsweise die wahrgenom-
mene Differenz zwischen dem eigenen Haus-
haltseinkommen und dem Haushaltseinkom-
men eines durchschnittlichen Bundesbürgers
bezeichnet Andere Vergleichsspannen be-
treffen die Differenz zwischen dem eigenen
Haushaltseinkommen und dem Haushaltsein-
kommen von Freunden, dem Haushaltsein-
kommen vor fünf Jahren oder dem besten
Haushaltseinkommen, das man noch erwar-
tet. Die Ergebnisse darauf aufbauender multi-
variater Analysen stützen folgende Behaup-
tungen: Die Einkommenshöhe beeinflußt die
Einkommenszufriedenheit, aber die wahrge-
nommene relative Einkommensposition in
der Einkommensschichtung ist für die Ein-
kommenszufriedenheit von größerer Bedeu-
tung. Der Abstand zwischen dem eigenen
Haushaltseinkommen und dem Haushaltsein-
kommen eines durchschnittlichen Bundes-
bürgers ist die stärkste Determinante der Zu-

friedenheit mit dem Haushaltseinkommen. Je
höher jemand das eigene Haushaltseinkom-
men über dem eines durchschnittlichen Bun-
desbürgers einstuft, desto zufriedener ist er
(vgl. Tab. 2).
Die Einkommenszufriedenheit hängt darüber
hinaus davon ab, wie man das eigene Haus-
haltseinkommen im Vergleich zum Einkom-
men von Freunden und Bekannten wahr-
nimmt. Dieses Ergebnis, daß die relative Ein-
kommensposition einen starken Einfluß auf
die Einkommenszufriedenheit hat, steht in
Übereinstimmung mit soziologischen Theo-
rien relativer Deprivation: Individuen fühlen
sich depriviert, wenn sie sich im Vergleich zu
ihren relevanten Bezugsgruppen schlechter
gestellt sehen. Die Einkommenszufriedenheit
hängt auch von der jeweiligen Erwartungs-
spanne ab. Je weiter entfernt das vorhandene
Haushaltseinkommen von dem Haushaltsein-
kommen ist, das man noch zu erreichen 
glaubt, desto unzufriedener ist man mit dem
Haushaltseinkommen. Hingegen ist der wahr-
genommene Einkommensanstieg in den letz-
ten fünf Jahren ohne Einfluß auf die Einkom-
menszufriedenheit Die Untersuchung des
Einflusses von Einkommensänderungen in
Wiederholungsbefragungen zeigt aber, daß
Einkommenszuwächse nicht immer ohne Be-
deutung sind: Der entscheidende Punkt ist
daß sich eine Erhöhung der Einkommenszu-
friedenheit nicht einfach aus einem Einkom-
mensanstieg, sondern aus einem überpropor-
tionalen Anstieg des eigenen Einkommens
ergibt.
Aus den Determinanten der Einkommenszu-
friedenheit ergibt sich eine interessante Kon-



sequenz. Es ist unmöglich, daß alle Bürger zu-
gleich eine hohe Einkommenszufriedenheit
erreichen; alle können sich nicht gleichzeitig
überproportional verbessern, und jede rela-
tive Verbesserung des einen impliziert die re-
lative Verschlechterung des anderen. Auch
steigen die Einkommenserwartungen mit hö-
herem Einkommen, was die Entstehung voll-
ständiger Zufriedenheit verhindert.
Je unzufriedener die Bundesbürger mit ihrem
Haushaltseinkommen sind, desto häufiger
streben sie Verbesserungen an, sei es durch
Überstunden, Nebentätigkeiten oder z. B. Un-
tervermietung. In der wirtschaftlichen Sta-
gnation sind solche Aktivitäten oft sehr be-
grenzt möglich. Die Folge davon wird sein,
daß einerseits die nichtlegalen Aktivitäten
zur Verbesserung des Einkommens zuneh-
men oder andererseits die Einkommensziele
aufgegeben werden und Resignation eintritt.

3. Wohnbedingungen und Wohnzufrieden-
heit

Die Wohnungsversorgung in der Bundesrepu-
blik hat, sieht man von der Wohnumwelt ab,
nach einer langen Phase ständiger Verbesse-
rungen ein hohes Niveau erreicht. Insgesamt
liegt die Zufriedenheit mit der Wohnung viel
höher als die Zufriedenheit mit dem Haus-
haltseinkommen; es ist aber bekannt, daß in
mehreren Bereichen Spannungen zwischen
Wohnungsbestand und Wohnungsbedarf be-
stehen. Festzustellen ist, daß die einkom-
mensschwache Bevölkerungsgruppe mehr-
fache Wohnungsprobleme hat, doch ist kenn-
zeichnend, daß verschiedene Gruppen von
unterschiedlichen Wohnungsmängeln betrof-
fen sind: Größere Haushalte haben oft keine
ausreichende Raumzahl zur Verfügung, bei äl-
teren Menschen fehlt häufig eine angemes-
sene Wohnungsausstattung, verwitwete Rent-

nerfinnen) mit niedrigem Einkommen haben
die höchste Wohnkostenbelastung. Beim
Wohnungseigentum bestehen zwar zwischen
Stadt und Land sehr große Unterschiede, aber
erstaunlicherweise bestehen diese nicht zwi-
schen den Berufsgruppen der Arbeiter, Ange-
stellten und Beamten. Hier haben vermutlich
Vererbung und unterschiedliche Möglichkei-
ten der Selbsthilfe zu einer relativ gleichmä-
ßigen Ausstattung beigetragen. Die Problem-
gruppen, bei denen sich Wohnungsmängel
kumulieren, sind Einkommensschwache, kin-
derreiche Familien, Rentner und die soge-
nannten „neuen Nachfrager", junge Familien
und junge Einpersonenhaushalte.
Die einzelnen Wohnbedingungen haben ei-
nen unterschiedlichen Einfluß auf die Wohn-
zufriedenheit Die stärksten Einflußfaktoren
sind die Wohnungsausstattung und die Bele-
gungsdichte der Wohnung; dann folgen das
Eigentumsverhältnis und der Haustyp. Wer
also im eigenen Haus wohnt, hat eine höhere
Wohnzufriedenheit als jemand, der unter
ähnlichen Bedingungen im gemieteten Haus
wohnt; und die Bewohner von Einfamilien-
häusern sind zufriedener als die Bewohner
von Mehrfamilienhäusern (vgl. Tab. 3).

Die Belastung durch Wohnkosten hat er-
staunlicherweise keine Bedeutung für die
Wohnzufriedenheit. Dies besagt nicht unbe-
dingt, daß hohe Belastungen durch Wohnko-
sten keine Unzufriedenheit hervorrufen, son-
dern nur, daß diese Unzufriedenheit sich nur
sehr begrenzt auf die Wohnzufriedenheit aus-
wirkt Von größerem Einfluß auf die Wohn-
zufriedenheit als die objektiven Wohnbedin-
gungen sind wiederum die verschiedenen
Vergleichsspannen. Etwas anders als bei der
Einkommenszufriedenheit hängt die Wohn-
zufriedenheit vor allem davon ab, wie groß
die Diskrepanz zwischen der zukünftig erwar-



teten und der jetzigen Wohnung ist. Aber
auch die Vergleiche der eigenen Wohnung
mit der Wohnung von Freunden und der ei-
nes durchschnittlichen Bundesbürgers sind
relativ starke Determinanten der Wohnzu-
friedenheit. Wiederum stellt sich heraus, daß
die wahrgenommene Verbesserung der Woh-
nung in den letzten fünf Jahren die Zufrie-
denheit mit der Wohnung nicht erhöht

Je unzufriedener nun jemand mit der Woh-
nung ist, desto häufiger hat er Veränderungs-
absichten, aber auch bei hoher Zufriedenheit
streben die Bundesbürger Verbesserungen
der Wohnung an; Zufriedenheit bedeutet also
nicht den Verzicht auf Veränderungsabsich-
ten. Die häufigste Reaktion auf Wohnungsun-
zufriedenheit ist das Umziehen, was freilich
ein entsprechendes Wohnungsangebot vor-
aussetzt.

4. Erwerbstätigkeit und Qualität
des Arbeitslebens

Das Erwerbssystem steht in zweierlei Hin-
sicht im Zentrum gesellschaftspolitischer Kri-
tik. Es ist einerseits zur Zeit nicht in der Lage,
den Arbeitssuchenden in ausreichendem Um-
fang Arbeitsplätze anzubieten, und anderer-
seits wird konstatiert, daß ein Bedeutungsver-
lust der Arbeit zu beobachten sei, die Er-
werbstätigen weniger Leistungsbereitschaft
zeigten und häufiger an ihrem Arbeitsplatz
enttäuscht würden.
Die für das Individuum fatalen Konsequenzen
der Arbeitslosigkeit kommen in einem sehr
niedrigen Wohlbefinden der Arbeitslosen
zum Ausdruck. Eine extrem niedrige Lebens-
zufriedenheit, ein hoher Anteil unglücklicher
Individuen, die häufig von Ängsten und Sor-
gen geplagt werden, sind ein Beleg für den
Leidensdruck, der mit Arbeitslosigkeit ver-
bunden ist. Die finanziellen Zuwendungen an
die Arbeitslosen können nur die Einkom-
mensprobleme mindern, nicht aber die sub-
jektiven Wohlfahrtsdefizite, die durch Ar-
beitslosigkeit entstehen.
Für die Frage, was der Arbeitsplatz den Ar-
beitnehmern heute bedeutet, läßt sich zu-
nächst anführen, welche Arbeitsplatzmerk-
male ihnen wichtig sind (vgl. Tab. 4). Auf den
ersten Plätzen der Prioritätenliste steht bei
allen Berufsgruppen das gute Verhältnis zu
den Kollegen. Dies ist zugleich eines von vie-
len Beispielen dafür, daß den Sozialbeziehun-
gen der Individuen im allgemeinen eine über-
ragende Bedeutung für ihr subjektives Wohl-
befinden zukommt. Die Sicherheit des Ar-
beitsplatzes und die Verdienstmöglichkeiten
sind die nächstwichtigen Arbeitsplatzmerk-

male. Relativ gesehen weniger wichtig, aber
bei einer großen Zahl der Bundesbürger im-
mer noch sehr wichtig, sind die Gestaltungs-
möglichkeiten am Arbeitsplatz, die Abwechs-
lung bei der Arbeit und die Regelung der Ar-
beitszeit. Am Ende dessen, was die Bundes-
bürger aus unserer Liste an ihrem Arbeits-
platz für wichtig halten, stehen schließlich die
Aufstiegschancen und das Prestige. Zwischen
Arbeitnehmern unterschiedlicher beruflicher
Stellungen bestehen teilweise starke Kontra-
ste: Der Verdienst und die Sicherheit vor Ent-
lassung ist den un- und angelernten Arbei-
tern, die Gestaltungsmöglichkeiten am Ar-
beitsplatz den höheren und gehobenen Beam-
ten das wichtigste Anliegen. Ähnlich große
Unterschiede zwischen den Berufsgruppen
zeigen sich auch in der Zufriedenheit mit Ar-
beitsplatzmerkmalen. Die Beamten sind
selbstverständlich mit der Sicherheit vor Ent-
lassung am zufriedensten, aber mit den Auf-
stiegschancen ziemlich unzufrieden. Die größ-
ten Unterschiede zwischen den Berufsgrup-
pen bestehen bei der Sicherheit vor Entlas-
sung und der Abwechslung am Arbeitsplatz,
und es sind erwartungsgemäß die un- und an-
gelernten Arbeiter, die in beiden Dimensio-
nen der beruflichen Tätigkeit die geringste
Zufriedenheit haben. Auffallend ist, daß die
gehobenen und höheren Beamten mit dem
Prestige ihrer Tätigkeit am wenigsten zufrie-
den sind. Dies kann nur darauf beruhen, daß
sie entsprechend der Theorie der relativen
Deprivation ihre sozialen Vergleiche mit Per-
sonen vornehmen, die eine noch höhere Stei-
lung als sie selbst einnehmen.

Die Frage, welches Gewicht der Zufrieden-
heit mit einzelnen Aspekten der Arbeitssitua-
tion für die Ausprägung der allgemeinen Ar-
beitszufriedenheit zukommt, läßt sich mit
Hilfe einer multiplen Regressionsanalyse un-
tersuchen. Daraus geht hevor, daß für die Ar-
beitnehmer insgesamt die Zufriedenheit mit
den Möglichkeiten der selbständigen Gestal-
tung der Arbeit und die Zufriedenheit mit
dem Verdienst die stärksten Determinanten
der Arbeitszufriedenheit darstellen. Die ex-
trinsische Belohnung des Verdienstes ist also
offensichtlich genauso bedeutsam wie die in-
trinsische Belohnung durch mehr Selbstver-
wirklichung.
Der Befund einer eher hohen Arbeitszufrie-
denheit spricht gegen die These, daß sich die
Erwerbsarbeit in der Krise befindet. Es gibt
allerdings in Teilbereichen Friktionen, bei-
spielsweise daß der weitverbreiteten Auf-
stiegsorientierung nur begrenzte Aufstiegs-
chancen gegenüberstehen. Durch die Arbeits-
marktlage sind zudem die Chancen, sich



durch zwischenbetrieblichen Arbeitsplatz-
wechsel zu verbessern, stark eingeschränkt

5. Ehe, Familie und Haushalt

Viele unserer Befunde bestätigen, daß der Zu-
gehörigkeit zu kleinen Gruppen entschei-
dende Bedeutung für die Lebenszufriedenheit
zukommt. Die Familie als der Bereich dauer-
hafter Sozialbeziehungen und des Zusammen-
lebens verwandtschaftlich verbundener Per-
sonen hat demnach einen besonderen Stel-
lenwert. Familie und Haushalt sind zugleich

Arbeitsbereich, und die produktiven Aktivitä-
ten der Haushalte sind eine notwendige Er-
gänzung zum Erwerbssystem.
Zwar haben die Ehepartner zu einem großen

-Teil partnerschaftliche Leitbilder für die Ar-
beitsteilung, aber die faktische Arbeitsteilung
im Haushalt ist nach wie vor äußerst ge-
schlechtsspezifisch. Die Männer übernehmen
kaum traditionelle Hausarbeiten, leisten aber
handwerkliche Arbeit bei Reparaturen und
Renovierungen. Läßt man die Befragten ihre
Leistung im Haushalt selbst benoten, so ge-
ben sich die Männer recht schlechte Noten,



verglichen mit den Frauen; sie sind sich ihres
Leistungsdefizits im Haushalt offensichtlich
bewußt Männer bewerten ihre Leistung im
Erwerbsleben viel besser als im Haushalt. Vor
diesem Hintergrund erscheint die Rede vom
Verfall der Leistungsmoral im Arbeitsleben
nicht sehr stichhaltig.
Die Zufriedenheit in Ehe und Familie ist, ver-
glichen mit den anderen Lebensbereichen, am
höchsten. Dies steht keinesfalls in Wider-
spruch zur Häufigkeit von Ehescheidungen.
Es läßt sich vielmehr die Hypothese vertre-
ten, daß gerade die hohen Anforderungen im
Hinblick auf die Befriedigung von Bedürfnis-
sen in Ehe und Familie dazu führen, daß die
Scheidungshäufigkeit eher hoch liegt.
In mehreren Bereichen der Bewertung von
Ehe, Familie und Haushaltsführung bestehen
größere Differenzen zwischen Männern und
Frauen; teilweise sind sie von den Familien-
phasen abhängig (vgl. Tab. 5).

Unterschiede zwischen Männern und Frauen
bestehen bei der Zufriedenheit mit der Haus-
haltsführung; hier sind die Männer zufriede-
ner als die Frauen. Noch größer sind die Zu-
friedenheitsunterschiede bei der Arbeitstei-

lung im Haushalt. Durchweg und angesichts
der faktischen Arbeitsteilung nicht verwun-
derlich, sind die Männer weit zufriedener als
die Frauen. Das Ungleichgewicht zwischen
den Geschlechtern wird insbesondere daran
sichtbar, daß 32% der Frauen, aber nur 7% der
Männer meinen, daß sie ihrer Familie mehr
geben, als sie erhalten. Hier kommt die „Ver-
zichtrolle" der Frau zum Ausdruck. Frauen be-
richten auch viel häufiger von Streit mit dem
Ehepartner, und dieser Streit beeinträchtigt
das individuelle Wohlbefinden sehr nachhal-
tig. Da wir diesen Unterschied zwischen Män-
nern und Frauen auch im direkten Vergleich
von Ehepartnern beobachten können, ist un-
sere Schlußfolgerung, daß Frauen Dissonan-
zen mit dem Partner sensibler wahrnehmen.
Anders ist es beim Streit mit den Kindern;
hier ist die Frau tatsächlich häufiger in Aus-
einandersetzungen einbezogen.
Die einseitige Bindung an den Haushalt wird
durch die Erwerbstätigkeit der Frau überwun-
den. Einerseits bietet die Erwerbstätigkeit die
Möglichkeit zu mehr sozialer Anerkennung
und Selbstverwirklichung, andererseits ergibt
sich daraus aber eine Doppelbelastung der
Frau. Im Vergleich der Lebenszufriedenheit



erwerbs- und nichterwerbstätiger Frauen
zeigt sich zudem ein erstaunliches Ergebnis.
Trotz der weitreichenden Veränderungen, die
die Erwerbstätigkeit für die Frauen bedeutet,
unterscheiden sich die ganztags erwerbstäti-
gen, die zeitweise erwerbstätigen und die
nichterwerbstätigen Frauen erstaunlich we-
nig; die Lebenszufriedenheit hat dasselbe Ni-
veau. Die ganztags erwerbstätigen Frauen
sind aber mit ihrer Freizeit klar unzufriede-
ner. Dennoch scheint die Doppelbelastung bei
den zeitweise erwerbstätigen Frauen ein grö-
ßeres Problem darzustellen, weil sie weniger
im Haushalt entlastet werden als die ganztags
erwerbstätigen Frauen. Am unzufriedensten
mit der Aufteilung der Arbeit im Haushalt
sind aber die nichterwerbstätigen Frauen. In
allen drei Kategorien erwerbstätiger und
nichterwerbstätiger Frauen gibt es Frauen,
die zufriedener und andere, die weniger zu-
frieden sind. Die Zufriedenheit hängt im we-
sentlichen davon ab, ob sich die Frauen mit
ihrer jeweiligen Rolle identifizieren oder sie
unter Druck ausüben.
Wichtigster Lebensbereich ist für den Bun-
desbürger die Familie. In multivariaten Ana-
lysen zeigt sich ein sehr starker Einfluß der
Familienzufriedenheit auf die Lebenszufrie-
denheit. Beides belegt die herausragende Be-
deutung der Familie für das subjektive Wohl-
befinden.

6. Gesundheit und soziale Integration

„Gesundheit ist ein Zustand vollständigen
physischen, psychischen und sozialen Wohl-
befindens und nicht nur die Abwesenheit von
Krankheit und Gebrechen" — so lautet eine

Definition der World Health Organisation,
die sich unmittelbar in das Konzept der Le-
bensqualität einfügt. Dabei ist von einem
Kontinuum des gesundheitlichen Befindens
auszugehen, das von völligem Wohlbefinden
bis hin zu massiven Gesundheitsproblemen
und dauerhaften Beeinträchtigungen reicht:
über allgemeine Erschöpfungssymptome
klagt gut die Hälfte der Bundesbürger, häu-
fige Kopfschmerzen haben immerhin ein Drit-
tel, unter starkem Herzklopfen leiden 10%
der Befragten; 15% haben eine andauernde
Krankheit oder Behinderung, durch die sie
gezwungen wurden, ihren Beruf zu wechseln
oder ihr Leben ganz umzustellen; 2% der er-
wachsenen Bundesbürger sind gegenwärtig
pflegebedürftig. Ein Drittel der Befragten
nimmt regelmäßig Medikamente ein. Dies be-
stätigt eine weite Verbreitung von Gesund-
heitsproblemen; sie sind der Regelfall und
nicht die Ausnahme. Für alle Symptome gilt,
daß sie mit steigendem Alter viel häufiger
auftreten und daß Frauen stärker davon be-
troffen sind als Männer. Die Krankheitssymp-
tome haben — nicht überraschend — einen
außerordentlich starken Einfluß auf die Ge-
sundheitszufriedenheit; sie wirken sich zu-
gleich stark auf die Lebenszufriedenheit aus.
Die Voraussetzung dafür, daß grundlegende
Bedürfnisse nach emotionaler Zuwendung
und sozialer Bestätigung befriedigt werden
können, ist soziale Integration. Soziale Bezie-
hungen wie die zu einem Ehepartner, zu ei-
nem engen Freund, zu Nachbarn oder die
Mitgliedschaft in einer Organisation sind je-
weils bei mehr als der Hälfte der Bundesbür-
ger vorhanden (vgl. Tab. 6); die große Mehr-
heit der Befragten hat mehrere dieser Sozial-



beziehungen. Nur ein kleiner Anteil von 1 %
der Befragten ist ohne einen einzigen dieser
meist positiv bewerteten Sozialkontakte. Al-
ter und Geschlecht erweisen sich auch hier
als bedeutsame Einflußfaktoren: Der Mangel
an Sozialbeziehungen ist vor allem im Alter
ein Problem, und Männer sind stärker sozial
integriert als Frauen.
Die Probleme, die durch weniger gute oder
fehlende Einbindung in Sozialbeziehungen
entstehen, spiegeln sich deutlich in den ho-
hen Anteilen Unzufriedener, Unglücklicher
und Einsamer unter den Personen ohne posi-
tive Sozialbeziehungen wider. Vor allem al-
leinlebende Personen, die außerdem auch
ohne Freunde sind, haben ein niedriges sub-
jektives Wohlbefinden. Die verschiedenen
Maße des subjektiven Wohlbefindens hängen
deutlich von der gesundheitlichen Situation
und den vorhandenen Sozialbeziehungen ab.
Es zeigt sich, daß die Freunde dann sehr
große Bedeutung für das subjektive Wohlbe-
finden erhalten, wenn gesundheitliche Beein-
trächtigungen vorliegen. Der informellen Hil-
fe, dem „social Support", kommt insbesondere
in Krankheitsphasen große Bedeutung zu.

7. Politische und soziale Beteiligung

In der Bundesrepublik sind im Hinblick auf
politische, kirchliche und Vereinsbeteiligung
klare Trends festzustellen: Einer gesunkenen
Beteiligung im kirchlichen Bereich stehen
eine gestiegene Vereinsbeteiligung sowie
neue Verhaltensweisen im Bereich der politi-
schen Partizipation gegenüber. Indikatoren
der politischen Beteiligung sind die Teil-
nahme an einer Unterschriftenaktion (39%
der Bundesbürger taten dies), Kontaktauf-
nahme mit einem Politiker (18%) und Teil-
nahme an einer Demonstration (8%). Nicht
wenige Befragte haben sich an mehreren die-
ser Arten beteiligt; aber über die Hälfte der
Befragten hat keine dieser Formen politischer
Partizipation ausgeübt. Die Häufigkeit politi-
scher Beteiligung hängt vor allem mit dem
Bildungsniveau zusammen; die politischen
Beteiligungsformen sind aber teilweise auch
geschlechts- und alterstypisch. An einer Un-
terschriftenaktion haben sich beispielsweise
junge Menschen bald dreimal häufiger als
alte Menschen beteiligt. Die Mitglieder von
Gewerkschaften, beruflichen Vereinigungen,
Parteien und Bürgerinitiativen sind dabei
weitaus häufiger aktiv als die Nichtmitglie-
der. Ein auslösender Faktor für politische Be-
teiligung ist eine gewisse Unzufriedenheit
mit dem eigenen Einfluß auf politische Ent-
scheidungen; aber auch die sich wandelnden

Wertvorstellungen tragen dazu bei, politisch
aktiv zu werden. Die Aufgliederung der Bun-
desbürger unter dem Gesichtspunkt ihrer
Wertorientierungen verwendet häufig die Ka-
tegorien „materialistische" (40%) und „postma-
terialistische Werte“ (12%) sowie die „Misch-
typen" (48%) („Inglehart-Index"). Die „Post-
materialisten” sind die Träger von Innovatio-
nen im Wertsystem, und sie sind um ein Viel-
faches politisch aktiver als die „Materialisten“.
Dies wird auf Dauer den neuen Werten zu
einer stärkeren Verbreitung verhelfen. In den
siebziger Jahren ist allerdings keine Zu-
nahme des Anteils der Postmaterialisten in
der Bundesrepublik zu beobachten gewesen.
Die kirchliche Beteiligung in Form des Kirch-
gangs ist angesichts des hohen Organisations-
grades der Kirchen (92% sind Mitglieder ei-
ner Kirche) nicht besonders hoch. In beiden
Kirchen ist der Kirchenbesuch zurückgegan-
gen, die kirchlichen Bindungen haben sich ge-
lockert. Daß Kirchennormen keine Verbind-
lichkeit mehr haben, zeigt sich beispielsweise
daran, daß die generelle Ablehnung des
Schwangerschaftsabbruchs, wie es die katho-
lische Kirche verlangt, auch von den Katholi-
ken, die regelmäßig zur Kirche gehen, mehr-
heitlich nicht geteilt wird. Der Glaube wird
allgemein von der Bevölkerung nicht als sehr
wichtig angesehen, und Glaubensdefizite, die
von einem Teil der Befragten empfunden wer-
den, beeinträchtigen kaum die Lebenszufrie-
denheit.
Eine gestiegene Vereinsbeteiligung ist an der
erreichten hohen Mitgliederzahl der Vereine
ablesbar. 39% der Männer und 20% der
Frauen sind Vereinsmitglieder. Unterreprä-
sentiert sind in den Vereinen in erster Linie
alte Menschen und Hausfrauen. Die Zufrie-
denheit mit den Möglichkeiter, sich in Verei-
nen zu betätigen, ist allerdings insgesamt re-
lativ niedrig, insbesondere bei den Nichtmit-
gliedern. Ein weiteres Indiz dafür, daß eine
Diskrepanz zwischen dem Angebot der Ver-
eine und den Ansprüchen älterer Bürger be-
steht, ist darin zu sehen, daß die Zufrieden-
heit mit den Möglichkeiten, sich in Vereinen
zu beteiligen, mit steigendem Alter deutlich
zurückgeht.
19% der Bundesbürger sind weder in einem
Verein organisiert, noch gehen sie zur Kirche
oder beteiligen sich politisch. Dies bedeutet
eine gewisse soziale Isolation, die in einem
niedrigen Wohlbefinden ihren Ausdruck fin-
det. Vor allem für die Alleinlebenden erweist
sich die politische und soziale Beteiligung als
eine Möglichkeit, Isolation und Einsamkeit zu
überwinden.



1. Positive Konzepte
subjektiven Wohlbefindens

Von den vielen Möglichkeiten, individuelles
Wohlbefinden zu beschreiben, werden die Be-
griffe „Zufriedenheit" und „Glück" sowohl um-
gangssprachlich als auch in sozialwissen-
schaftlichen Studien vorrangig verwendet.
Zufriedenheitsangaben können sich auf zahl-
reiche Sachverhalte beziehen: auf spezifische
Merkmale individueller Lebensbedingungen,
wie z. B. Zufriedenheit mit der Wohnungsgrö-
ße, auf ganze Lebensbereiche, wie z. B. Zufrie-
denheit mit der Wohnung, und auf das sub-
jektive Wohlbefinden insgesamt, wie z. B. Zu-
friedenheit mit dem Leben. „Zufriedensein“ ist
im Vergleich zum „Glücklichsein“ eine eher
kognitive Bewertung und hängt insbesondere
von sozialen Vergleichen mit wichtigen Be-
zugsgruppen und davon ab, was jemand
wünscht, erwartet, erhofft und anstrebt.
„Glück" ist ein eher affektiver Zustand und
scheint sich aus dem Verhältnis positiver und
negativer Erfahrungen und Erlebnisse eines
Individuums zu ergeben. Man kann davon
ausgehen, daß die meisten Menschen nach
Zufriedenheit und Glück streben und daß
dauerhafte Unzufriedenheit und dauerhaftes
Unglücklichsein eine extreme psychische Be-
lastung darstellen. Individuen haben, um ihre
Unzufriedenheit zu verringern, entweder die

III. Subjektives Wohlbefinden

Möglichkeit, ihre Lebensumstände zu verän-
dern oder ihre Anspruchshaltung anzupassen.
Insofern sind die Ergebnisse der „Wohlfahrts-
surveys vieler Länder nicht überraschend,
nach denen eine Mehrheit der befragten
Menschen mit ihrem Leben — alles in allem
— eher zufrieden ist. Ebenso verhält es sich
in der Bundesrepublik.
Im Durchschnitt liegt die Lebenszufrieden-
heit bei 7,8 (1978) bzw. 7,7 (1980, 1984) auf der
Skala von 0 bis 10 (vgl. Tab. 7); sie ist damit
erstaunlich stabil.
Für die Erfahrung von Glück gilt die gleiche
Tendenz (vgl. Tab. 8).

Man könnte diesen Ergebnissen zufolge die
Bevölkerung in der Bundesrepublik als weit-
gehend zufrieden und glücklich bezeichnen,
weil sie sich mehrheitlich selbst so sieht. Dies
erscheint aus einer manchmal anzutreffenden
philosophischen und psychologischen Per-
spektive, die den Begriff des Glücks so hoch
ansetzt, daß „alles menschliche Verlangen
endgültig gestillt ist und keinerlei Unzuläng-
lichkeit mehr besteht", nicht gerade stichhal-
tig. Aber der Glücksbegriff wird in solchen
Ansätzen offensichtlich weit entfernt von den
Glücksvorstellungen im Alltag der Menschen
gebraucht. Zweifellos ist festzustellen, daß
sich verschiedene Individuen im Vergleich



und dasselbe Individuum im Zeitablauf unter-
schiedlich glücklich fühlen. Dieses Glück ist
eine Frage persönlicher Erlebnisse und Maß-
stäbe und kann sich auch in schwierigen Le-
benssituationen einstellen.

2. Negative Konzepte subjektiven Wohlbe-
findens

Unter den Gesichtspunkten von „Lebenszu-
friedenheit“ und „Glück“ vermittelt die west-
deutsche Bevölkerung den Eindruck eines
eher hohen Wohlbefindens. Dieses Bild än-
dert sich, wenn die Fragestellung auf negative
Aspekte des subjektiven Befindens gerichtet
wird, auf „Besorgnis", .Anomie“, „Sorgen und
Schwierigkeiten“. Unter „Besorgnis" verstehen

wir negative mentale Erfahrungen der Indivi-
duen (vgl. Tab. 9).

Es zeigt sich, daß ein großer Teil der Befrag-
ten von Beeinträchtigungen des Wohlbefin-
dens berichtet. 1978 und 1984 waren die Grö-
ßenordnungen ähnlich. Dies scheint schwer
damit vereinbar, daß sich 90 % der Befragten
als mit dem Leben weitgehend zufrieden be-
zeichnen. Die Schlußfolgerung, die sich dar-
aus für das Zufriedenheitskonzept ergibt, ist
daß Zufriedenheit nicht mit der Abwesenheit
negativer individueller Erfahrungen und
Empfindungen gleichgesetzt werden darf.
Auch bei den Hochzufriedenen nennt ein
nicht unerheblicher Anteil der Befragten Be-
sorgnissymptome; zwischen den einzelnen



Symptomen und der Lebenszufriedenheit be-
steht jedoch eine klare negative Beziehung.
Zufriedenheit mit dem Leben tritt also auch
auf, wenn ein im Einzelfall unterschiedliches
Maß an subjektiven Belastungen wahrgenom-
men wird. Ähnliche Ergebnisse erhalten wir
bei der Messung der Verbreitung von .An-
omie", d. h. von Gefühlen der „Machtlosigkeit“,
„Sinnlosigkeit" und „Einsamkeit“.

Besorgnis und Anomie geben relativ allge-
meine Beeinträchtigungen individuellen
Wohlbefindens wieder. Die konkreten Pro-
bleme in Haushalten und Familien werden
deutlich, wenn die Befragten selbst zu Wort
kommen. Ein Großteil der Bundesbürger
(44 %) berichtet auf eine entsprechende offene
Frage von „Sorgen und Schwierigkeiten in der
Familie“. Am weitesten verbreitet sind „Sor-
gen und Schwierigkeiten" wegen Krankhei-
ten, Behinderungen und Altersbeschwerden.
Ein Drittel der Antworten betrifft solche Pro-
bleme. Beispiele für entsprechende Sorgen
sind „meine angeschlagene Gesundheit“, „die
Krankheiten der Kinder“, „mein Mann ist pfle-
gebedürftig", „meine schwere Krankheit —
daß ich ganz auf die Hilfe von Nachbarn an-
gewiesen bin“. Nach der Häufigkeit der Nen-
nungen folgen auf die „Gesundheitssorgen" „fi-
nanzielle Probleme“, „Ehe-/Familien- und
Haushaltsprobleme“ und „Schul- und Ausbil-
dungsprobleme“, die jeweils in elf bis dreizehn
Prozent der Antworten genannt werden. Bei
diesen Sorgen und Schwierigkeiten bedeutet
es einen Unterschied für das subjektive
Wohlbefinden, ob sie leicht überwindbar oder
langfristig unabwendbar erscheinen. Der Be-
lastungsdruck, der mit der Unüberwindlich-
keit von Sorgen und Schwierigkeiten verbun-
den ist, macht sich in einer niedrigen Lebens-
zufriedenheit bemerkbar.

3. Verlaufsmuster für die Lebenszufrieden-
heit

Die späten siebziger Jahre sind durch eine
Zunahme gesellschaftlicher Probleme ge-
kennzeichnet, und es fragt sich, ob Änderun-
gen des gesellschaftlichen Klimas sich im
subjektiven Wohlbefinden niedergeschlagen
haben. Das „Reformklima" zu Beginn der sieb-
ziger Jahre unterscheidet sich sicher erheb-
lich vom „Problemklima" beim Übergang in
die achtziger Jahre. Mit „Problemklima" ist die
Zunahme von Problemen wie strukturelle Ar-
beitslosigkeit, Wachstumsschwäche der Wirt-
schaft, ökologische Belastung, Überbeanspru-
chung der öffentlichen Haushalte usw. ge-
meint. Die Frage ist, ob die Zunahme dieser
Probleme, die doch in den Massenmedien
ständig thematisiert werden, eine Entspre-

chung auf der Ebene individuellen Wohlbe-
findens hat. Die Lebenszufriedenheit hat sich,
wie wir gesehen haben, zwischen 1978 und
1984 nicht verändert. Etwas anders verhält es
sich mit den individuellen Zufriedenheitsver-
läufen. Die allgemeine Zufriedenheit mit dem
Leben wurde dazu für drei Zeitpunkte mit
Hilfe der sonst auch verwendeten Zufrieden-
heitsskala erfragt: für die Gegenwart, vor fünf
Jahren und in fünf Jahren. Mit den Angaben
auf den drei Zufriedenheitsskalen erhält man
für jedes Individuum einen Zufriedenheits-
verlauf, der eine subjektive Gesamtbeurtei-
lung des Lebensverlaufs in einer Dekade dar-
stellt. Die Befragten bringen damit zum Aus-
druck, ob sie ihren vergangenen Lebensver-
lauf als Aufstieg, als Stagnation oder als Nie-
dergang subjektiv wahrnehmen; sie zeigen
auch an, ob sie optimistische oder pessimisti-
sche Zukunftserwartungen haben.



teil sinkt im Lauf der Jahre stark ab. Diejeni-
gen, die eine ständige Verschlechterung se-
hen, nehmen zu. Der Anteil derjenigen, die
eine Verringerung ihrer Lebenszufriedenheit
in den vergangenen fünf Jahren wahrnehmen,
steigt von 14% (1978) über 18% (1980) auf
21 % (1984). Noch stärker ist der Rückgang der
erwarteten Zufriedenheit; der Anteil der Be-
fragten, die in Zukunft eine niedrigere Le-
benszufriedenheit erwarten als sie heute ha-
ben, hat sich verdoppelt; 1978 waren es 11 %,
1984 um 23 %. Beim Übergang in die achtziger
Jahre verschlechtert sich zwar nicht die ge-
genwärtige Lebenszufriedenheit, es verstärkt
sich aber ein pessimistischeres Erwartungs-
klima im Bereich der subjektiven Wohlfahrt,
das sich 1980 bereits abzeichnet und 1984
weiter anhält.

4. Zufriedenheitsunterschiede nach Lebens-
bereichen

Die Lebensverhältnisse von Individuen und
Haushalten sind durch vertikale Ungleichhei-
ten und horizontale Disparitäten gekenn-
zeichnet. Im Vergleich zur Messung vertika-
ler Ungleichheit, etwa der Unterschiedlich-
keit der Haushaltseinkommen, ist es viel
schwieriger, horizontale Disparitäten zwi-
schen Lebensbereichen zu messen. Wie etwa
sollen das Einkommen mit der Gesundheit
oder die Wohnverhältnisse mit der öffentli-
chen Sicherheit verglichen werden? Eine Lö-
sung für dieses Problem besteht in der Ver-
wendung von Zufriedenheitsskalen.
Im Wohlfahrtssurvey 1978 sind insgesamt 31
Zufriedenheitsfragen gestellt worden, die
zum größten Teil von allen Befragten beant-
wortet werden konnten, wie etwa die Frage
nach der Zufriedenheit mit der Gesundheit;
zum kleineren Teil sind die Fragen nur für
Teilgruppen der Bevölkerung zutreffend, wie
die Frage nach der Zufriedenheit mit dem Be-
ruf. Die Zufriedenheitsskalen enthalten ein-
heitlich die Werte von 0 (ganz und gar unzu-
frieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden). Für
eine vereinfachende Darstellung wird das Zu-
friedenheitsniveau in einem Lebensbereich
gekennzeichnet durch den Anteil der „eher
Zufriedenen“ (Skalenwerte 6 bis 10), den An-
teil der „Hochzufriedenen“ (Skalenwert 10),
den Anteil der „eher Unzufriedenen" (Skalen-
werte 0 bis 4) und den Durchschnittswert auf
der Zufriedenheitsskala.
Die Unterschiedlichkeit der Zufriedenheitsni-
veaus im Vergleich der vielfältigen Lebensbe-
reiche rückt die Behauptung zurecht, daß Zu-
friedenheitsmessungen stets zu einem hohen
Zufriedenheitsniveau führen. Es stellt sich

zwar heraus, daß es kaum Bereiche gibt, in
denen der Anteil „eher Unzufriedener“ erheb-
lich größer ist als der Anteil „eher Zufriede-
ner". Aber der Anteil „eher Zufriedener“ vari-
iert im Vergleich der Lebensbereiche 1978
zwischen 40% und 97 %, 1984 zwischen 22%
und 95 % erheblich. Ein Anteil von 77 % „eher
Zufriedener" (Zentralwert im Jahre 1978)
kann als ein empirischer Anhaltspunkt für
ein mittleres Zufriedenheitsniveau betrachtet
werden. Gemessen am Durchschnittswert auf
der Zufriedenheitsskala liegt dieses mittlere
Zufriedenheitsniveau bei 7,2; die Spannweite
dieser Durchschnittswerte reicht 1978 immer-
hin von 5,0 bis 9,0; 1984 von 3,8 bis 8,8. Dem
mittleren Zufriedenheitsniveau entspricht
1978 die Zufriedenheit mit den Möglichkei-
ten, eigenen „Neigungen, z. B. Hobbys, Sport,
Musik, nachzugehen"; dicht darunter liegt das
Zufriedenheitsniveau mit dem „Netz der so-
zialen Sicherung" und den „demokratischen
Einrichtungen in unserem Land“, dicht dar-
über das Zufriedenheitsniveau mit der Ge-
sundheit und den Arbeitsbedingungen. Die
höchsten Zufriedenheitsniveaus finden sich
bei der Zufriedenheit mit der Ehe bzw. Part-
nerschaft, bei der Zufriedenheit mit dem Fa-
milienleben und der Zufriedenheit damit, wie
der eigene „Haushalt funktioniert"; die nied-
rigsten Zufriedenheitsquoten ergeben sich
bei der Zufriedenheit mit der „öffentlichen Si-
cherung und der Bekämpfung von Kriminali-
tät" sowie der Zufriedenheit „mit dem Um-
weltschutz in unserem Land“.
In dieser Polarisierung vermitteln die Ergeb-
nisse den Eindruck, daß Lebensbereiche, die
der öffentlichen Sphäre zuzurechnen sind, der
Tendenz nach ein niedrigeres Zufriedenheits-
niveau haben als Lebensbereiche, die der pri-
vaten Sphäre zuzurechnen sind. Dafür sind
freilich zwei Erklärungen denkbar. Einerseits
besteht die Möglichkeit, daß die Befriedigung
von Bedürfnissen und Ansprüchen im priva-
ten Bereich tatsächlich höher ist als im öffent-
lichen Bereich. Dies stünde in Übereinstim-
mung mit der alten These von einem Un-
gleichgewicht zwischen privater und öffentli-
cher Versorgung, pointiert gesagt, von priva-
tem Reichtum und öffentlicher Armut. Es ist
aber auch nicht auszuschließen, daß die Be-
reitschaft und Neigung, im Hinblick auf öf-
fentliche Angelegenheiten Unzufriedenheit
zu zeigen, höher ist als im Hinblick auf pri-
vate Angelegenheiten. Zu beachten ist dabei
jedoch, daß innerhalb verschiedener privater
bzw. verschiedener öffentlicher Bereiche im-
mer noch eine beträchtliche Streuung der Zu-
friedenheit besteht. Auch im öffentlichen Be-
reich finden sich relativ hohe Zufriedenheits-
niveaus, wie die Zufriedenheit mit dem „Netz



der sozialen Sicherung", und ganz niedrige
Zufriedenheitsniveaus, wie die Zufriedenheit
mit „dem Umweltschutz in unserem Land".

5. Vergleich 1978/1984
Einzelne Bereichszufriedenheiten ändern sich
im Vergleich von 1978 mit 1984 stärker als die

beinahe ultrastabile allgemeine Lebenszufrie-
denheit (vgl. Tab. 11). Die stärksten Verände-
rungen ergeben sich bei der Zufriedenheit
mit dem Umweltschutz, die bereits 1978 am
niedrigsten war; der Durchschnittswert fällt
von 5,0 auf 3,8. 1984 ist dies der erste der von
uns abgefragten Bereiche, in dem eine Mehr-
heit von „eher Unzufriedenen" einer Minder-



heit von „eher Zufriedenen“ gegenübersteht.
Die zunehmenden Umweltprobleme und de-
ren Thematisierung in den Massenmedien
sind der Hintergrund, auf dem sich diese Un-
zufriedenheit entwickelt hat. Verringert hat
sich auch die Zufriedenheit mit dem Haus-
haltseinkommen; dies dürfte auf die Folgen
der ökonomischen Stagnation und die Ein-
schränkung der staatlichen Transfereinkom-
men zurückzuführen sein. Ein dritter Bereich
mit leichten Verschlechterungen ist die Ehe-
zufriedenheit; sie ist vor allem bei den Män-
nern gesunken, die bisher eine deutlich hö-
here Ehezufriedenheit als die Frauen hatten.
Höhere Zufriedenheitsniveaus finden wir in
den Bereichen Wohnung, Ausbildung, Ar-
beitsplatz sowie öffentliche Sicherheit und
Bekämpfung der Kriminalität; die Zufrieden-
heit mit dem Lebensstandard und mit der so-
zialen Sicherung ist unverändert geblieben.
Die Veränderungen zu geringerer und höhe-
rer Zufriedenheit zwischen 1978 und 1984
scheinen sich im großen und ganzen die
Waage zu halten; weder erfolgte ein Umsch-
wung zu mehr Zufriedenheit noch ver-
schlechterte sich die Zufriedenheit in einer
markanten Weise.

6. Zufriedenheitsunterschiede zwischen Be-
völkerungsgruppen

Für die Hypothese, daß Einkommen, Bildung,
Alter und Geschlecht die Zufriedenheit in
verschiedenen Lebensbereichen beeinflussen,
gibt es theoretisch plausible Begründungen:
Eine höhere Zufriedenheit bei höherem
Haushaltseinkommen wird darauf beruhen,
daß ein hohes Einkommen nicht nur mehr
Kaufkraft bringt, sondern auch mehr Ansehen
und mehr Einfluß und insgesamt eine vielfach
einsetzbare Ressource darstellt. Eine Zu-
nahme der Unzufriedenheit bei höherer Bil-
dung wäre damit zu erklären, daß ein höheres
Bildungsniveau die Kenntnis von Alternati-
ven erweitert und statusbedingte Erwartun-
gen und Ansprüche erhöht, die leicht zu rela-
tiver Deprivation führen können. Die oft zi-
tierte höhere Zufriedenheit alter Menschen
kann darauf zurückzuführen sein, daß diese
im Laufe ihres Lebens ihre Erwartungen und
Lebensbedingungen aneinander angepaßt ha-
ben. Eine höhere Unzufriedenheit von Frauen
läßt sich mit geschlechtsspezifischen Privile-
gien der Männer begründen.
Sollten diese Faktoren die Zufriedenheit in
zahlreichen Lebensbereichen beeinflussen,
dann würde die zukünftige Entwicklung der
Zufriedenheit von zwei gegensätzlichen
Trends bestimmt: Durch den zunehmenden
Anteil alter Menschen würde das Zufrieden-

heitsniveau ansteigen und durch die anhal-
tende Bildungsexpansion würde es verringert
Doch die Ergebnisse unserer Analysen spre-
chen nicht dafür, daß dies eintreten wird.
Der Einfluß des Alters ist bei der Zufrieden-
heit mit der Gesundheit — sie sinkt mit zu-
nehmendem Alter — und der Zufriedenheit
mit der Kirche — sie steigt mit zunehmen-
dem Alter — am stärksten. Mit höherem Al-
ter steigt auch die Zufriedenheit mit der Frei-
zeit und sinkt die Zufriedenheit mit der öf-
fentlichen Sicherheit. Im Einfluß des Faktors
Geschlecht kommt zum Ausdruck, daß
Frauen in vielen Leberisbereichen unzufriede-
ner sind, insbesondere damit, „wie weit sie es
im Leben gebracht haben". Vom Einkommens-
niveau geht ein Einfluß auf zahlreiche Le-
bensbereiche aus; anders als bei Alter, Ge-
schlecht und Bildung hängt von ihm auch die
allgemeine Lebenszufriedenheit ab. Bildung
beeinflußt im Vergleich zu den anderen
Merkmalen die Zufriedenheit in relativ weni-
gen Lebensbereichen, und zwar häufiger posi-
tiv als negativ. Der Einfluß auf die Zufrieden-
heit geht bei den Merkmalen Alter, Ge-
schlecht und Bildung allem Anschein nach
nicht von den Merkmalen selbst aus, sondern
von damit verbundenen Lebensbedingungen
und Einstellungen.
Uber die Richtung der Zufriedenheitsunter-
schiede sind folgende Feststellungen zu ma-
chen: Ein hohes Einkommensniveau wirkt
sich positiv auf die Zufriedenheit in zahlrei-
chen Lebensbereichen aus. Im Kontrast von
„armen“ und „reichen“ Haushalten kommt dies
darin zum Ausdruck, daß Angehörige von ar-
men Haushalten in fast der Hälfte der Le-
bensbereiche weniger zufrieden sind als An-
gehörige reicher Haushalte. Der Zufrieden-
heitsunterschied ist natürlich beim Haus-
haltseinkommen und beim Lebensstandard
besonders groß.
Von Personen mit höheren Bildungsabschlüs-
sen wird oft behauptet, daß sie kritikfreudiger
und anspruchsvoller und deshalb eher unzu-
frieden seien als Personen mit niedrigen Bil-
dungsabschlüssen. Werden Befragte mit Ab-
itur und Befragte mit Hauptschulabschluß ge-
genübergestellt, so zeigt sich allerdings, daß
in den meisten Lebensbereichen keine Unter-
schiede im Zufriedenheitsniveau bzw. Unzu-
friedenheitsniveau bestehen. In mehreren Be-
reichen trägt der höhere Bildungsabschluß
auch zu einem höheren Zufriedenheitsniveau
bei. Eine höhere Unzufriedenheit der Perso-
nen mit Abitur ist gegenwärtig nur in vier
Bereichen anzutreffen: Dies sind Umwelt-
schutz, Wohngegend, Kirche und Familienle-
ben.



Junge Menschen gelten oft als unzufriedener
als alte Menschen; dies bestätigt sich auch in
unseren Analysen. Es gilt zwar nicht generell,
daß ein Befragter um so zufriedener ist, je
älter er ist, aber bei Kontrastgruppen von jun-
gen Befragten (25 Jahre und jünger) mit alten
Befragten (65 Jahre und älter) findet man ein-
deutige Ergebnisse. Die Jungen sind in zwei
Dritteln der untersuchten Lebensbereiche
einschließlich der Lebenszufriedenheit unzu-
friedener als die Alten und nur in drei Berei-
chen zufriedener. Generationskonflikte und
Jugendproteste haben vermutlich eine Wur-
zel in diesen unterschiedlichen Zufrieden-
heitsprofilen von Alten und Jungen.
Die Zufriedenheitsunterschiede zwischen
Männern und Frauen sind eindeutiger, als die
meisten erwarten werden: In zehn von 26 Be-
reichen besteht ein signifikanter Unterschied
zuungunsten der Frauen. Nur in einem Be-
reich, der Kirche, sind Frauen zufriedener als
Männer. Eine höhere Unzufriedenheit der
Frauen findet sich sowohl im beruflichen Be-
reich (Ausbildung, Beruf, Aufstiegsmöglich-
keiten), im öffentlichen Bereich (Betätigung in
Vereinen, politische Betätigung, öffentliche
Sicherheit), wie auch im familiären Bereich
(Familie, Partnerschaft). Die geringere Zufrie-
denheit der Frauen zieht sich demnach durch
sehr verschiedene Lebensbereiche.
Die relative Unzufriedenheit der Frauen stellt
den Resonanzboden für die emanzipatori-
schen Forderungen der Frauenbewegung dar,
die sich vor allem auf Gleichberechtigung im
Berufsleben beziehen. Die Berufstätigkeit als
solche trägt aber bisher nicht dazu bei, daß
Frauen und Männer ein übereinstimmendes
Zufriedenheitsniveau erreichen. Die ganztags
berufstätigen Frauen sind nämlich unzufrie-
dener als die ganztags berufstätigen Männer
und haben die gleiche Lebenszufriedenheit
wie die teilweise und nichterwerbstätigen
Frauen.

7. Wichtigkeit, Zufriedenheit
und Unzufriedenheit

Grundlage der folgenden Befunde sind drei
Fragen, in denen die Befragten aufgefordert
wurden, unter 22 Lebensbereichen die drei
auszuwählen, die für sie persönlich am wich-
tigsten sind; im gleichen Zusammenhang soll-
ten die drei Lebensbereiche genannt werden,
in denen die persönliche Zufriedenheit am
höchsten ist, und die drei Lebensbereiche, in
denen sie am unzufriedensten sind. Mit die-
sen Fragen wird erreicht, daß die Prioritäten
der Befragten deutlicher hervortreten als bei
einer Serie von Zufriedenheitsskalen, in der
jeder Lebensbereich eingestuft wird.

Die Wichtigkeitsrangfolge der Lebensberei-
che aus der Sicht der westdeutschen Bevölke-
rung hat eine eindeutige Struktur: Gesund-
heit steht ganz vorne, weit vor allen anderen
Lebensbereichen; mehr als zwei Drittel der
Befragten nennen die Gesundheit unter ihren
drei wichtigsten Anliegen. Mit deutlichem
Abstand folgen Familienleben und Ehe bzw.
Partnerschaft; diese primären Sozialbeziehun-
gen gehören zu den wichtigsten Anliegen von
nahezu der Hälfte der Befragten. Auf den fol-
genden beiden Rangplätzen liegen materielle
Anliegen, nämlich die soziale Sicherung und
das Einkommen; etwa 20 % nennen diese bei-
den Bereiche unter ihren drei wichtigsten.
Für etwa 15 % der Befragten sind Beruf und
Wohnung besonders wichtig, danach folgen
Lebensstandard und Freizeit in der Wichtig-
keitsrangfolge. Alle übrigen Bereiche sind
nur für Minderheiten von vorrangiger Wich-
tigkeit. Von eindeutiger Dominanz unter den
Anliegen der westdeutschen Bevölkerung
sind also Gesundheit, familiäre Sozialbezie-
hungen und materielle Existenzsicherung.
Der Zusammenhang zwischen Zufrieden-
heits-, Unzufriedenheits- und Wichtigkeits-
rangfolge gibt zusätzliche Informationen zur
Beurteilung des Zufriedenheitsniveaus. Zwi-
schen der Zufriedenheits- und Wichtigkeits-
rangfolge der Lebensbereiche besteht eine
enge positive Korrelation, die in einem Rang-
koeffizienten von .85 zum Ausdruck kommt.
Dies bedeutet, daß die Zufriedenheit der
westdeutschen Bevölkerung in jenen Berei-
chen besonders hoch ist, die von ihr als wich-
tig angesehen werden. Es besteht also eine
Koinzidenz von Zufriedenheit und Wichtig-
keit der Lebensbereiche. Zwischen Wichtig-
keit und Unzufriedenheit gibt es auf der Ag-
gregatebene (Rangkorrelation .13) keinen er-
wähnenswerten Zusammenhang. Eine solche
Konstellation ist als Anzeichen gesellschaftli-
cher Stabilität zu werten, während die gegen-
teilige Konstellation, Unzufriedenheit in den
wichtigen Lebensbereichen, Instabilität impli-
ziert.

8. Die Erklärung der Lebenszufriedenheit

Die Zufriedenheit mit dem Leben „alles in
allem“ stellt eine übergreifende Bewertung
des individuellen Wohlbefindens dar, die zu
erklären die Wohlfahrtsforschung herausge-
fordert ist. Es ist naheliegend, die Lebenszu-
friedenheit als Zusammenfassung der Zufrie-
denheiten in den einzelnen Lebensbereichen
aufzufassen; sie wäre demzufolge eine Art Bi-
lanz der Zufriedenheit mit der Familie, dem
Beruf, dem Lebensstandard und den anderen
Bereichszufriedenheiten. Lebenszufriedenheit



ist in statistischen Analysen, so lautet das Er-
gebnis multipler Regressionsanalysen in ver-
schiedenen Untersuchungen, gut durch die
Zufriedenheit in verschiedenen Lebensberei-
chen zu erklären. Damit ist das Problem einer
Erklärung der Lebenszufriedenheit allerdings
nicht gelöst, sondern auf die Frage verscho-
ben, wovon die Zufriedenheit in den Lebens-
bereichen abhängt. Eine Antwort auf diese
Frage wird mit unterschiedlichen Ansätzen
versucht: Die einfachste Hypothese ist, daß
die Zufriedenheit in einem Lebensbereich auf
den dort vorhandenen Bedingungen beruht
Es wird dann beispielsweise gezeigt, daß die
Zufriedenheit mit der Wohnung auf die
Merkmale der Wohnung zurückzuführen ist.
Dieser strikte Einfluß der Lebensbedingungen
auf die Zufriedenheit wird aber durch zahlrei-
che „Störgrößen" modifiziert Die Forschung
hat inzwischen nachgewiesen, daß dafür me-
thodische und theoretische Einflußfaktoren
verantwortlich sind. Ein Einfluß geht auch
von sozialdemographischen und sozioökono-
mischen Merkmalen aus, allerdings ist er
nicht sehr stark. Die bisher erfolgreichste Er-
klärungsstrategie betrachtet Vergleichspro-
zesse, in denen die eigenen Lebensbedingun-
gen mit denen von Bezugsgruppen und den
eigenen Erwartungen verglichen werden, als
die zentralen Determinanten von Zufrieden-
heit.

9. Die zufriedene Gesellschaft —
eine unerreichbare Utopie

Ob Zufriedenheit ein positiv zu bewertender
Zustand ist, hängt zum Teil davon ab, ob man
aus einer individuenbezogenen oder einer ge-
sellschaftlichen Perspektive urteilt. Kaum je-
mand wird bestreiten, daß es besser wäre,
wenn wir als Individuen zufriedener sein
könnten, beispielsweise mit unserer Gesund-
heit, mit unseren Sozialbeziehungen, mit un-
serem Lebensstandard und mit dem Schutz
unserer Umwelt. Die zufriedene Gesellschaft
erscheint uns jedoch vornehmlich als eine ne-
gative Vision, als gesättigt, immobil und ver-
änderungsfeindlich. Diese Vision einer zufrie-
denen Gesellschaft ist allem Anschein nach
auch nicht zutreffend: Zwar muß man in der
bestehenden Unzufriedenheit ein Potential
für Veränderungen sehen, aber die Unter-
schiede zwischen Unzufriedenen und Zufrie-
denen sind relativ. Auch ein erheblicher Teil
der Zufriedenen strebt, wie gesehen, Verän-
derungen an. Ob man eher Neuerungen zu
wagen bereit ist oder eher am Alten und Be-
währten festhalten will, ist nicht gleichbedeu-
tend mit der Aufteilung in Unzufriedene und
Zufriedene. Insofern scheint uns, daß mehr

zufriedene Bürger keinesfalls gesellschaftli-
che Stagnation bedeuten.

Zudem ist die vollkommen zufriedene Gesell-
schäft eine unerreichbare Utopie. Die wichtig,
sten Faktoren, welche individuelle Zufrieden-
heit hervorrufen, verhindern zugleich ein ho-
hes Zufriedenheitsniveau der gesamten Be-
völkerung: Individuen haben eine hohe Zu-
friedenheit, wenn sie die eigene Position im
Vergleich zu anderen Bevölkerungsgruppen
als besser definieren. Dies impliziert aber im-
mer, daß die Position von jemand anderem
vergleichsweise schlechter ist und vermutlich
auch so wahrgenommen wird. Daraus ergibt
sich aber eine niedrigere Zufriedenheit Die
hohe Zufriedenheit des Bessergestellten im-
pliziert die geringere Zufriedenheit des
Schlechtergestellten, und daraus folgt, daß
nicht alle ihre Zufriedenheit gleichzeitig ma-
ximieren können.

Derselbe Effekt ist bei dem Zufriedenheitsge-
winn vorhanden, der auf überproportionalen
Verbesserungen der eigenen Lebenssituation
beruht. Dies impliziert stets, daß sich andere
unterproportional verbessern und deshalb ei-
nen Zufriedenheitsverlust haben werden.
Auch hier ist eine gleichzeitige Maximierung
der Zufriedenheitsgewinne aller ausgeschlos-
sen. Auch aus der Bedeutung der eigenen Er-
wartungen für die Zufriedenheit folgt, daß
eine hohe Zufriedenheit instabil und schwer
erreichbar ist, weil Erwartungen in Abhängig-
keit von den erreichten Lebensbedingungen
ansteigen. Die Dynamik von Erwartungen
trägt dazu bei, stabile hohe Zufriedenheiten
zu verhindern.

Wenn schließlich davon ausgegangen wird,
daß es stets ein gewisses Maß an unterschied-
lichen Wertorientierungen geben wird, die
zumindest teilweise in Konkurrenz stehen,
und außerdem ein gewisses Maß an Kon-
flikten in kleinen und großen Sozialverbän-
den als unvermeidbar anzusehen ist, dann
sind damit zwei weitere permanente Unzu-
friedenheitsquellen aufgezeigt. Die hochzu-
friedene Gesellschaft ist folglich als praktisch
unerreichbar zu betrachten. Weniger auszu-
schließen ist auf der anderen Seite eine Eska-
lation von Unzufriedenheit, obwohl auch hier
Wirkungszusammenhänge bestehen, die eine
dauerhafte Unzufriedenheit verhindern. Die
Möglichkeiten der Gesellschaftspolitik, zur
Zufriedenheit der Bürger beizutragen, sind,
wie gezeigt wurde, begrenzt. Sie kann aber
darauf vertrauen, daß eine Verbesserung der
Lebensbedingungen sich im allgemeinen, d. h.
nicht bei allen Individuen und Gruppen, in
einer höheren Zufriedenheit niederschlägt



IV. Strukturen und Konstellationen der individuellen Wohlfahrt

1. Kumulationen von Privilegien
und Deprivationen

Im Hinblick auf die Frage, ob die Wohlfahrts-
struktur der Bundesrepublik eher dem Mo-
dell einer hierarchischen Schichtung ent-
spricht oder ob es eher eine Vielfalt überlap-
pender Wohlfahrtskonstellationen gibt, liegt
die Antwort mehr in Richtung der zweiten
Vorstellung. Man kann darin eine Bestäti-
gung der These von der Disparität der Le-
bensbereiche sehen, die besagt, daß das verti-
kale System der marktvermittelten Ungleich-
heit an Bedeutung verloren hat, weil wohl-
fahrtsstaatliche Umverteilungen und Inter-
ventionen den Zusammenhang zwischen öko-
nomischer Lage und der Gesamtheit der Le-
benschancen abschwächen. Dementspre-
chend haben die Individuen, je nach Lebens-
bereich, unterschiedlich privilegierte und de-
fizitäre Lebenssituationen. Kaum ein Indivi-
duum befindet sich in allen von uns unter-
suchten Lebensbereichen auf durchgehend
guten bzw. schlechten Wohlfahrtspositionen.
Die Position im Einkommensgefüge hat bei-
spielsweise für die Anzahl guter und schlech-
ter Plazierungen nur geringe Bedeutung. Eine
Ausnahme allerdings ist die unterste Einkom-
mensschicht, bei der eine Häufung schlechter
Lebensbedingungen anzutreffen ist Dies ver-
weist darauf, daß Problemgruppen, wie sie die
Armen darstellen, vom allgemeinen Wohl-
fahrtsniveau weitgehend abgekoppelt sind.

2. Problemgruppen

Unter Problemgruppen verstehen wir Bevöl-
kerungsgruppen, die hinter den Standards der
breiten Bevölkerung deutlich Zurückbleiben
oder in ihrem subjektiven Wohlbefinden
stark beeinträchtigt sind. Die Lage dieser Pro-
blemgruppen wird prekärer, wenn es der gro-
ßen Mehrheit besser geht, weil sich die Wohl-
fahrtsdefizite relativ vergrößern.
Insgesamt haben wir fünf objektive und fünf,
subjektive Problemgruppen genauer betrach-
tet: Zum einen sind dies die 10 % der Haus-
halte mit dem geringsten Einkommensniveau;
es handelt sich vor allem um kinderreiche
Familien, unvollständige Familien und um al-
leinlebende Frauen, sofern sie nicht erwerbs-
tätig oder als Arbeiterin beschäftigt waren.
Andere von uns untersuchte Problemgruppen
sind Personen, deren Wohnungen heute übli-
chen Wohnstandards hinsichtlich Wohnungs-
größe und -ausstattung nicht entsprechen,
Personen ohne Berufsausbildung (24 % der er-

werbsfähigen Bevölkerung) und die Behinder-
ten und von dauerhaften Krankheitsfolgen
Betroffenen (16%). Eine Problemgruppe sind
auch die sozial Isolierten. Die Situation, allein
zu leben und keinen engen Freund zu haben,
ist bei 5 % der Bevölkerung gegeben. Sie tritt
vorwiegend am Ende des Lebenszyklus auf
und betrifft 30 % der über 65jährigen Frauen
und 11 % der Männer dieser Alterskategorie.
Da der Anteil älterer Menschen zukünftig er-
heblich wächst, ist zu erwarten, daß Probleme
sozialer Isolation ein größeres gesellschafts-
politisches Gewicht erhalten.
Auf der Seite subjektiver Beeinträchtigungen
des Wohlbefindens haben wir ebenfalls fünf
Problemgruppen untersucht Es sind die Be-
fragten, die mit ihrem Leben unzufrieden sind
(4 %), die sich einsam fühlen (8 %), die sich
gewöhnlich unglücklich oder niedergeschla-
gen fühlen (14 %), die immer wieder von Äng-
sten und Sorgen geplagt werden (19 %), die an
ihrer obersten Belastungsgrenze stehen
(13 %). Es zeigt sich, daß weitgehend dieselben
Bevölkerungsgruppen von den subjektiven
Wohlfahrtsdefiziten betroffen sind; sie kön-
nen durch die Merkmale alt, geschieden bzw.
getrennt lebend, verwitwet, alleinlebend, un-
vollständige Familie charakterisiert werden
(vgl. Tabelle 12). Die Dimension der hohen
Belastung betrifft ganz andere Gruppen. Hoch
belastet sind die Erwerbstätigen in den mitt-
leren Lebensjahren, insbesondere wenn Haus-
halts- und Berufssituation höhere Anforde-
rungen stellen. Bei den objektiven Wohl-
fahrtskomponenten gibt es weniger, bei den
subjektiven Wohlfahrtskomponenten gibt es
mehr Überschneidungen. Z. B. wohnen die
Angehörigen ärmerer Haushalte etwa dop-
pelt so häufig in schlecht ausgestatteten
Wohnungen und in beengten Wohnverhält-
nissen wie im Durchschnitt der Haushalte.
Arme sind aber nicht in größerem Umfang als
andere Personen von dauerhaften gesund-
heitlichen Schäden betroffen, und sie haben
keine besonderen Defizite an engen Sozialbe-
ziehungen.

Auffällig ist auch der starke Zusammenhang
zwischen Armut und dem Auftreten von Äng-
sten und Sorgen. Insgesamt kann man sagen,
daß es im objektiven Bereich relativ wenige
Kumulationen schlechter Lebensbedingungen
gibt. Aber wenn sie vorliegen, führen sie zu
einem extrem niedrigen subjektiven Wohlbe-
finden. Die Bevölkerungsgruppe, die in fast
allen Lebensbereichen am meisten benachtei-
ligt erscheint, sind Witwen aus Arbeiterhaus-



halten. Alles in allem ist festzustellen, daß
zwischen den Arbeiterschichten und den an-
deren Bevölkerungsschichten eine markante
Wohlfahrtsgrenze besteht.

3. Gastarbeiter

Die Untersuchung erstreckt sich auf die fünf
größten Gastarbeiternationalitäten, also die
Türken, Jugoslawen, Italiener, Griechen und
Spanier. Der Vergleich ihrer Lebensbedingun-
gen und ihres subjektiven Wohlbefindens
wurde mit der gesamten deutschen Bevölke-

rung, aber auch mit der deutschen Arbeiter-
schicht vorgenommen, da diese vom Erwerbs-
status her am ähnlichsten sind (vgl. Tab. 13).

In fast allen Dimensionen ist der Abstand der
deutschen Arbeiterschicht zu den Deutschen
insgesamt deutlich geringer als der Abstand
zwischen Gastarbeiterbevölkerung und deut-
scher Arbeiterschicht. Insgesamt kann man
diesen Befund durchaus als Illustration und
Bestätigung der These von der „Unterschich-
tung'' der deutschen Arbeiterbevölkerung
durch die Gastarbeiter ansehen. Die Immigra-



tion hat,dazu geführt, daß sich am Boden der
deutschen Schichtungspyramide eine neue
Unterschicht etablierte und den deutschen
Arbeitern eine relative Statusverbesserung
ermöglichte. In der Tendenz waren unsere Er-
gebnisse bekannt; der durchgängige Ver-
gleich der Abstände zwischen Gastarbeiterbe-
völkerung, deutscher Arbeiterschicht und der
deutschen Bevölkerung insgesamt in objekti-
ven und subjektiven Dimensionen war jedoch
bisher nicht möglich.
Zwischen den Gastarbeiternationalitäten gibt
es allerdings nicht unerhebliche Unterschie-
de. Die Spanier haben im Durchschnitt das
höchste Wohlfahrtsniveau aufzuweisen, ge-
folgt von den Jugoslawen, den Griechen und
den Italienern; den Schluß bilden die Türken.
Diese Reihenfolge ist sowohl bei den meisten
objektiven Lebensbedingungen wie beim sub-
jektiven Wohlbefinden zu beobachten. Die
Polarität zwischen Spaniern und Türken
dürfte mit der unterschiedlichen Aufenthalts-
dauer und den spezifischen Strategien kultu-
reller Selbstbehauptung Zusammenhängen.

Trotz aller Wohlfahrtsdefizite sind die Gast-
arbeiter in der Bundesrepublik immer noch
relativ zufrieden. Eine Erklärung dafür erhält
man, wenn man die Zufriedenheit im Heimat-
land, wie sie in der Rückerinnerung der Gast-
arbeiter besteht, betrachtet. Sie liegt bei allen
Nationalitäten weit unter der heutigen Le-
benszufriedenheit. In dieser Unzufriedenheit
im Heimatland kann eine Antriebskraft zur
Auswanderung gesehen werden und auch ein
Rückwanderungshemmnis, doch rechnen
viele Gastarbeiter mit einer Statusverbesse-
rung, wenn sie heute in ihr Heimatland zu-
rückkehren würden.

4. Stabilität und Fluktuation:
Panelergebnisse

Ein erstaunliches Phänomen und eine schlag-
kräftige Illustration für die Stabilität von
Strukturen ist die Beobachtung, daß die Ver-
teilung vieler Merkmale in unseren Umfragen
konstant bleibt. So verhält es sich mit den
meisten Aspekten der beobachtbaren Lebens-



Bedingungen und der wahrgenommenen Le-
bensqualität. Das erklärungsbedürftige Phä-
nomen besteht nun darin, daß diese Stabilität
der Struktur — dies ist das Ergebnis unserer
Panelerhebung, bei der die gleichen Indivi-
duen nach zwei Jahren erneut befragt wurden
— trotz vieler individueller Veränderungen
besteht Z. B. bleibt die Lebenszufriedenheit
im Durchschnitt genau gleich, aber die über-
wiegende Zahl der Individuen hat ihre Le-
benszufriedenheit geändert. Welche sozialen
Kräfte sind dies, die aus der Vielfalt von
Wechseln jeweils das typische Muster repro-
duzieren? Die Erklärung dafür kann nur ange-
deutet werden: Die Struktur objektiver wie
subjektiver Wohlfahrtspositionen ergibt sich
aus gesellschaftlichen Verteilungsregeln, aus
Druck- und Sogfaktoren, aus Angebots- und
Nachfragemustern, die sich nur langsam än-
dern. Diese führen dazu, daß ein nahezu
gleicher Anteil von Individuen auf bestimmte
Wohlfahrtspositionen kommt.
Die Wiederholungsbefragung zeigt uns auch,
daß Änderungen vorwiegend in den Extrem-
positionen stattfinden: Wer z. B. eine sehr
hohe oder eine sehr niedrige Lebenszufrie-
denheit hatte, veränderte diese zum Mittelbe-
reich hin. Auch hohe Erwartungsdiskrepan-
zen werden im Lauf der Zeit abgebaut.

5. Hauptaspekte der Lebensqualität in der
Bundesrepublik

Lebensqualität ist ein zentraler Wert in mo-
dernen, hochindustrialisierten und wohl-
fahrtsstaatlich organisierten Gesellschaften.
Wie andere gesellschaftspolitische Zielbe-
griffe auch, wird das Konzept mit vielfältigen
Bedeutungen gebraucht. Wir haben Lebens-
qualität im Sinn individueller Wohlfahrt auf-
gefaßt und gehen davon aus, daß diese die
Konstellationen von Lebensbedingungen und
von subjektiven Bewertungen und Befindlich-
keiten in unterschiedlichen Lebensbereichen
darstellt Lebensqualität in diesem Sinn ist
mit der Umfragemethode adäquat zu untersu-
chen: Nur die Bürger selbst können über ihre
wahrgenommene Lebensqualität Auskunft
geben, und nur eine repräsentative Auswahl
kann die Verteilungsinformationen liefern
und die Veränderungen der Lebensqualität
aufzeigen, die die gesamte Bevölkerung in der
Bundesrepublik betreffen.
Die Lebensqualität läßt sich nicht durch eine
einzige Zahl charakterisieren wie die wirt-
schaftliche Wertschöpfung, aber unsere Un-
tersuchung führt auch nicht zu einer dispara-
ten Vielfalt von Informationen, sondern weist
auf einige charakteristische Elemente hin:

Ein markanter Aspekt der Lebensqualität ist
die Ambivalenz subjektiven Wohlbefindens.
Einerseits stellen wir ein recht hohes Maß an
Zufriedenheit mit dem Leben (kognitives
Wohlbefinden) fest und auch ein hohes Maß
an Glück (affektives Wohlbefinden). Demge-
genüber steht die weite Verbreitung von Be-
sorgnissen (hohe Beanspruchung, Angst, Ner-
vosität, Niedergeschlagenheit) und Anomie-
symptomen (Gefühle der Machtlosigkeit,
Sinnlosigkeit und Einsamkeit). Auch auf die
offenen Fragen nach Sorgen und Problemen
nennt die Bevölkerung eine Vielzahl oft
schwerwiegender Beeinträchtigungen. Als be-
sonders belastend erweist sich, daß nicht we-
nige Befragte ihre Sorgen für unüberwindbar
halten. Alles in allem gibt es eine Wider-
sprüchlichkeit des Wohlbefindens, die in ei-
nem Nebeneinander von Beeinträchtigungen
und Zufriedenheit zum Ausdruck kommt

Ein zweiter markanter Aspekt ist die höhere
Zufriedenheit in privaten Bereichen und die
geringere Zufriedenheit in Bereichen, für die
eher der Wohlfahrtsstaat zuständig ist An
der Spitze der Zufriedenheitsniveaus stehen
Ehe, Familie und Haushaltsführung und am
Ende die öffentliche Sicherheit und der Um-
weltschutz. Wir glauben dabei nicht, daß die
Individuen die Bereiche, für die sie selbst ver-
antwortlich sind, beschönigen: Sie scheuen
sich schließlich auch nicht, über familiäre Sor-
gen und Konflikte, die in beträchtlichem Maß
vorhanden sind, zu berichten. Vielmehr ent-
stehen in Ehe, Familie und Haushalt — trotz
gleichzeitig vorhandener Beeinträchtigungen
— insgesamt positive Beiträge zum subjekti-
ven Wohlbefinden. Reale Gefährdungen wie
diffuse Bedrohungsgefühle liegen gerade bei
den beiden Bereichen mit der geringsten Zu-
friedenheit — öffentliche Sicherheit und Um-
weltschutz — nahe beieinander. Die privaten
Bereiche sind den Individuen für ihr Wohlbe-
finden allerdings viel wichtiger als die öffent-
lichen Bereiche, so daß das Protestpotential,
das in der Unzufriedenheit steckt, bisher
nicht zu weiterreichendem Protestverhalten
geführt hat
Der dritte markante Aspekt der Lebensquali-
tät ist, daß trotz der großen Bedeutung von
sozialen Vergleichsprozessen für die Bewer-
tung der Lebensbedingungen ein erkennbarer
Zusammenhang zwischen Lebensbedingun-
gen und subjektivem Wohlbefinden besteht
Nicht im Einzelfall, aber im Durchschnitt aller
Bundesbürger gilt, daß diejenigen, die bessere
Lebensbedingungen haben, auch zufriedener
damit sind, daß Schlechtergestellte unzufrie-
dener sind und daß „Dissonante“ und „Adap-
tierte" Minderheiten darstellen. Die Gesell-



schaftspolitik kann also damit rechnen, daß
sich eine Verbesserung der Lebensbedingun-
gen in einer höheren Zufriedenheit der Bür-
ger äußert.
Der vierte Aspekt ist , das eher geringe. Maß
an Kumulationen, d. h. nahezu kein Indivi-
duum befindet sich in allen Lebensbereichen
in einer sehr guten Wohlfahrtsposition. Und
auch eine Kumulation sehr schlechter Wohl-
fahrtspositionen ist insgesamt selten vorhan-
den, aber bei den Problemgruppen ist sie doch
öfter anzutreffen. Es zeichnet sich ab, daß die
wirtschaftliche Stagnation in den achtziger
Jahren von der großen Mehrheit der Bevölke-
rung mit den vorhandenen Ressourcen un-
schwer zu verkraften ist, daß aber benachtei-
ligte kleinere Gruppen, denen ohnehin Res-
sourcen fehlen, besonders hart getroffen wer-
den.
Ein fünfter markanter Aspekt ist die Stabilität
der Strukturen (z. B. der Randverteilungen)
bei umfangreichen individuellen Veränderun-
gen. Dies bedeutet, daß vor allem privilegierte
Positionen und benachteiligte Positionen oft
nur Durchgangsstadien sind. Von den Sozial-

wissenschaftlern ist die Frage bisher nicht
ausreichend beantwortet, woher diese Stabili-
tät der Strukturen rührt.

Will man auf der Grundlage unserer Befunde
darüber spekulieren, wie sich die Lebensqua-
lität weiterentwickeln wird, dann möchten
wir auf zwei Punkte hinweisen: Der Werte-
wandel zum „Postmaterialismus" schien in den
siebziger Jahren gebremst und ist nun wieder
feststellbar. Doch unseren Beobachtungen zu-
folge glauben wir eher an eine Wertedifferen-
zierung. Der Wohlstand wird nicht an „Wert"
verlieren, aber neue Werte beispielsweise
nach dem Schutz der Umwelt und nach
Selbstverwirklichung werden weiter an Be-
deutung gewinnen. Wir erwarten darüber
hinaus einen Trend zur Pluralisierung der Le-
bensstile. Eine größere Vielfalt an Mustern
der Haushaltsführung, der Freizeitgestaltung,
der Erwerbsbeteiligung, der Eigenarbeit wird
in Zukunft auftreten. Dementsprechend wer-
den sich die Alternativen der individuellen
Lebensgestaltung und auch die Anforderun-
gen an das individuelle Entscheidungsverhal-
ten erhöhen.



Jochen Struwe

Sozialpolitik als Wachstumsquelle

Plädoyer für eine Neubesinnung über die Chancen
der Sozialpolitik

I. Wachstum als Wohlfahrtsindikator

War noch 1983 „vordringliches Ziel der Bun-
desregierung die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit und die Rückkehr zu einem dynami-
schen, sich selbst tragenden Wirtschafts-
wachstum"1), so bleibt ein Jahr danach als
.vordringliches Ziel der Wirtschafts-, Finanz-
und Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung
... die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit"2).
Daß die Forderung nach „nachhaltigem Wirt-
schaftswachstum" allein als notwendige Vor-
aussetzung zur Lösung der Arbeitsplatzpro-
blematik und nicht mehr als eigenständiges
Ziel genannt wird3), ist nur konsequent, heißt
es doch an anderer Stelle: „Die deutsche Wirt-
schaft befindet sich wieder auf einem klaren
Wachstumspfad.“4) Demnach wäre — bei vor-
dergründiger Betrachtung — die Frage „Brau-
chen wir Wachstum?"5) ohne realen Hinter-
grund gestellt. Beachtet man allerdings das
soziale und ökonomische Umfeld, so fallen
u. a. folgende markante Punkte auf (vgl. auch
Abs. III):1

7) Siehe beispielsweise das „Minderheitsvotum ei-
ner Mehrheit der Beauftragten der Arbeitnehmer
zur Stellungnahme des Hauptausschusses des Bun-
desinstituts für Berufsbildung", in: Der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Berufs-
bildungsbericht 1984, Grundlagen und Perspekti-
ven für Bildung und Wissenschaft Nr. 2, Bad Hon-
nef 1984, S. 16 ff.
8) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
16. Oktober 1984, S. 13.
’) Dazu S. Matern-Rehm, Strukturberichte — Doch
den Zug verpaßt?, in: Wirtschaftswoche vom 27. Ja-
nuar 1984, S. 64 ff.; E.-G. Erdmann/H. Rappe/B. Rü-
rup/G. Brandt, Für die dritte industrielle Revolu-
tion gewappnet?, Zeitgespräch, in: Wirtschafts-
dienst, (1984) VI, S. 263 ff.; Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung, Analyse der strukturellen
Entwicklung der deutschen Wirtschaft, DIW-Wo-
chenbericht, (1984) 6.
10) So beispielsweise H.-J. Krupp, Rationalisierung:
Den Wandel forcieren, in: Wirtschaftswoche vom
2. März 1984, S. lOff.; DIW-Wochenbericht
(Anm. 9).

— Die Wachstumsdynamik hat 1984 aller
Voraussicht nach ihren Höhepunkt (in diesem
Konjunkturzyklus) erreicht und überschrit-
ten; für 1985 wird — beispielsweise von den
fünf Konjunkturforschungsinstituten in ihrem
am 22. Oktober 1984 veröffentlichten Herbst-,
gutachten — eine Abschwächung des Wachs-
tumstrends erwartet. Eine optimistische Aus-
nahme in dieser Einschätzung macht die Bun-
desregierung, die für die Jahre 1984—1988 ei-
nen jahresdurchschnittlichen Anstieg der
preisbereinigten Wachstumsrate von 2,5 Pro-
zent annimmt6).

— Die Arbeitslosigkeit nimmt immer noch
zu, wobei nicht nur eine quantitative, sondern
auch eine qualitative Verschlechterung zu
konstatieren ist: Die Zahl der unversorgten,
einen Ausbildungsplatz suchenden Jugendli-
chen war — vorhersehbar7) — trotz unbe-
streitbarer Erfolge bei der Stellenbeschaffung
in den letzten Jahren noch nie so hoch wie
derzeit; die durchschnittliche Dauer der Ar-
beitslosigkeit stieg konstant und liegt nun-
mehr bei acht Monaten8); nicht zuletzt deswe-
gen sind die Qualifikationsprofile auf der An-
gebots- und Nachfrageseite des Arbeitsmark-
tes immer weniger deckungsgleich.
— Die Notwendigkeit eines forcierten Struk-
turwandels wird angesichts einer schlechter
werdenden Altersstruktur von industriellen
Anlagen und Gebäuden, einer in Teilberei-
chen vergleichsweise ungünstigen Position
deutscher Wettbewerber (z. B. Bürotechnik,
Unterhaltungselektronik, Datenverarbei-
tung)9) und den Anpassungsproblemen der
deutschen Stahl- oder Werftindustrie deut-
lich. Arbeitsplätze wurden vor allem in den
Branchen geschaffen, in denen die Arbeits-
produktivität überdurchschnittlich stieg, weil
Investitionen rechtzeitigen Strukturwandel
förderten 10).



Neben diesen akuten Problemfeldern gibt es
weitere Aufgabenbereiche, die einer Lösung
harren. In der Mittel- und Langfristperspek-
tive wäre zu denken an den Umweltschutz
oder an die Sicherung der Rentenfinanzie-
rung. Diese Probleme sind im übrigen nicht
nur in der Bundesrepublik Deutschland, son-
dern ähnlich in den meisten westlichen Indu-
strienationen zu bewältigen.
Ist somit die Frage nach der Notwendigkeit
des Wirtschaftswachstums berechtigt, drängt
sich angesichts der in aller Kürze geschilder-
ten Gemengelage auf, die Notwendigkeit von
Wachstum zu bejahen11)- Bei aller gebotenen
Vorsicht wird man feststellen dürfen, daß
eine angemessene Wachstumsrate (was ist
angemessen?)

1 ) Stellvertretend für eine Vielzahl von Publikatio-
nen seien folgende genannt: W. Albers, Soziale Si-
cherung — Konstruktionen für die Zukunft, Bonn
1982; Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände, Die Wahrheit über das soziale Netz,
Köln 1982; Ph. Herder-Dorneich, Sozialstaatskrise
und Soziale Ordnungspolitik, in: ders./H. Klages/
H. G. Schlotter (Hrsg.), Überwindung der Sozial-
staatskrise — Ordnungspolitische Ansätze, Baden-
Baden 1984, S. 13 ff.; R. Merklein, Griff in die eigene
Tasche — Hintergeht der Bonner Sozialstaat seine
Bürger?, Reinbek bei Hamburg 1980; B. Molitor, So-
zialpolitik auf dem Prüfstand, Hamburg 1976;
R. Vaubel, Die soziale Sicherung aus ökonomischer
Sicht, in: H. Siebert (Hrsg.), Perspektiven der deut-
schen Wirtschaftspolitik, Mainz-Stuttgart-Berlin-
Köln 1983, S. 151 ff.

— Arbeitsplätze sicherer macht (aber: „job-
less growth" bei niedrigem Wachstum und
schnellem technischen Fortschritt),
— den Strukturwandel durch raschere und
reibungslosere Implementation neuer Techni-
ken erleichtert,
— die internationale Wettbewerbsfähigkeit
aufrechterhalten hilft,
— die Finanzierung zusätzlicher öffentlicher
Ausgaben in den Bereichen Umweltschutz,
Ausbildung oder soziale Sicherung ermög-
licht.
Akzeptiert man also den Problemlösungsan-
satz „Wachstum", dann liegt es nahe zu fragen,
was wachsen soll und wie dieses Wachstum
erreicht werden kann.
Da es bekanntlich keine richtigen, sondern
nur zweckmäßige Definitionen gibt, wird als
Wohlfahrtsindikator im folgenden nachste-

hender Wachstumsbegriff benutzt: angestrebt
wird die Zunahme des realen Bruttosozialpro.
dukts pro Kopf, neuerdings häufig zu errei.
chen auf dem Wege des qualitativen, d.b.
strukturellen, ressourcenschonenden Wachs-
tums. Dabei wird nicht verkannt, daß auch ein
so definiertes Wachstum allein nicht hinrei-
chend ist, um die Wohlfahrt zu steigern; die
Erhöhung individueller oder gesellschaftli-
cher Wohlfahrt braucht andererseits nicht
notwendigerweise mit materiellem Wachs-
tum einherzugehen.
So treten Wachstums- und Wohlfahrtsver-
luste ein, wenn beispielsweise in einer Unter-
beschäftigungssituation massive Einschnitte
in die Leistungen der Arbeitslosenversiche-
rung vorgenommen werden. Wachstumsver-
luste bei Wohlfahrtsgewinnen sind denkbar
bei umfangreichen Arbeitszeitverkürzungen.
Wachstumsgewinne bei Wohlfahrtsverlusten
sind feststellbar bei verschiedenen sozialpoli-
tisch motivierten Wohnungsbauprogrammen,
die zu Zersiedlung und Zerstörung bisher in-
takter Ökosysteme führen. Wachstum und
Wohlfahrt werden stimuliert, wenn es bei-
spielsweise gelingt, schattenwirtschaftliche
Aktivitäten so in gesamtwirtschaftliche Kreis-
läufe einzupassen (also zu erfassen), daß die
Motivation zu eben diesen Tätigkeiten nicht
leidet.

Im folgenden soll gezeigt werden, daß eine
Antwort auf die zweite Frage, wie Wachstum
erreicht wird, lauten kann: Sozialpolitik ist
eine der Quellen des Wachstums und trägt —
bei entsprechender Modifizierung noch stär-
ker als heute schon — dazu bei, auch andere
„Quellen" sprudeln zu lassen.

II. Traditionelle Sozialpolitik und Wachstum

1. Der prinzipielle Zusammenhang

Sozialpolitische Maßnahmen bestehen aus
monetären oder realen Transfers (übertra-

gungen) oder aus der Setzung von Rahmenda-
ten. Gleich, welche dieser Maßnahmen oder
Instrumentenbündel eingesetzt werden, sind
Auswirkungen auf das Wachstum des Brutto-
sozialprodukts als auch auf die Zunahme der
„gesellschaftlichen Wohlfahrt" zu erwarten
(dabei beschreibt der Indikator „Bruttosozial-
produkt" — mit einigen bekannten Abstri-
chen — die materielle, güterwirtschaftliche
Wohlfahrt, während die „gesellschaftliche
Wohlfahrt" individual- und sozialpsychologi-
sche Faktoren wie Systemzufriedenheit, Lei-
stungsfähigkeit und -bereitschaft, Partizipa-
tionsmöglichkeiten, Aufstiegschancen etc
umfaßt). Mithin wird auch der oben definierte
Wohlfahrtsindikator berührt.
Sozialpolitische Zielsetzungen können grund-
sätzlich mit Wachstums- und gesellschafts- (im



Sinne von Wohlfahrts-) politischen Zielsetzun-
gen harmonieren oder konfligieren, wenn
sich die Ziele nicht ausnahmsweise indiffe-
rent gegenüberstehen. Damit kann Sozialpoli-
tik in zwei Richtungen wirken: Sie kann
Wachstum und Wohlfahrt fördern und stimu-
lieren, sie kann aber auch die wirtschaftliche
und gesellschaftliche Prosperität hemmen.

2. Die Kritik an der Sozialpolitik

«Sozialpolitik als Wachstumsquelle" ist heut-
zutage ein ungewöhnlicher Blickwinkel, denn
die überwiegende Mehrzahl aller Publikatio-
nen der letzten Jahre, die sich mit den sozio-
ökonomischen Effekten der Sozialpolitik oder
des Sozial- und Wohlfahrtsstaates beschäfti-
gen, rechnet der Sozialpolitik eher wachs-
tumshemmende, ja sogar wohlfahrtsmin-
dernde Wirkungen zu.
Sieht man von überzogenen Ausfällen gegen
den Sozialstaat und seine gelegentlich als „So-
zialparasiten" bezeichneten Nutznießer, die es
sich mit „überflüssigem Sozialklimbim" gut
versorgt in der „sozialen Hängematte" wohl
sein lassen, ab, dann reduziert sich die liberal-
konservative Sozialstaatskritik auf folgenden
Kern :
1. Der Sozialstaat hemmt die individuelle Lei-
stungsbereitschaft, da es zweifelsohne ange-
nehmer ist, leistungsloses Einkommen zu be-
ziehen, keine Sozialabgaben abzuführen und
seine Konsumwünsche durch unbelastete
Schwarzarbeit zu erfüllen.
2. Der Sozialstaat behindert die unternehme-
rische Expansion, weil rigide und kosten-
trächtige Sozialvorschriften den Produktions-
faktor Arbeit — sowohl was Neueinstellun-
gen als auch Entlassungen angeht — verteu-
ern oder weil eine flexible Anpassung an ver-
änderte Marktsituationen durch starre ar-
beits- und arbeitszeitrechtliche Bestimmun-
gen unterbunden wird.
3. Der Sozialstaat ist zu teuer, weil zu ineffi-
zient; intransparent, weil zu verbürokratisiert
und verrechtlicht; er ist stellenweise überflüs-
sig, weil die Menschen sich mittlerweile
selbst absichern können.
Die liberal- konservative Kritik, so berechtigt
sie im Einzelfall sein mag, blendet allerdings
wichtige Aspekte aus.
Diese Aspekte werden von der „linken" Sozi-
alstaatskritik ) aufgegriffen, die die Sozialpo12 -

litik beschuldigt, notwendige gesellschaftli-
che Umwälzungen zu verhindern, indem sie
die Systemakzeptanz sichere, die individuelle
Reproduktions- und Produktionsfähigkeit ge-
währleiste und Partizipationsmöglichkeiten
und Aufstiegschancen vermittele bzw. sugge-
riere. Kurz: die Sozialpolitik erreicht, daß „auf
dem Umweg über den sozialen Staat ... die
industrielle Gesellschaft möglich (wird)", so —
schon 1931 — die Zusammenfassung der heu-
tigen linken Sozialstaatskritik durch den Phi-
losophen und Soziologen Hans Freyer13).

3. Der Soziale Friede als Produktionsfaktor

Die Kritik von links greift die Sozialpolitik
wegen ihres „konservierenden Charakters“ an,
und sie geht — was die Diagnose betrifft —
nicht einmal fehl damit. Denn es stimmt, was
Anton Burghardt festgestellt hat: „Viele der in
der Sozialgeschichte erwähnten, formell sozi-
alpolitischen Maßnahmen haben so gut wie
ausschließlich die Qualität politischer Tak-
tik."14) Und wenn Joseph Höffner bemerkte,
daß „wichtigstes Motiv der staatlichen Sozial-
politik ... die Staatsräson gewesen (ist)" ), so
ist auch dem zuzustimmen.
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Damit ist ein erster Beitrag der Sozialpolitik
zur Erreichung der Gesellschaftsziele, zu de-
nen eben auch Wachstum und Wohlfahrt ge-
hören, aufgezeigt. Sozialpolitik schützt und
fördert die Produktions- und Reproduktions-
fähigkeit des Menschen (Beispiele: Arbeits-
schutzbestimmungen, Arbeitszeitordnung,
aber auch Sozialhilfe). Sie ermöglicht die ge-
sellschaftliche Teilnahme weiter Bevölke-
rungskreise an wirtschaftlichen und sozialen
Weichenstellungen (Beispiele: die betriebli-
che und unternehmerische Mitbestimmung,
die Selbstverwaltung der Sozialversiche-
rungsorgane) und macht vorhandene Sozial-
strukturen durchlässiger (Beispiel: Vermö-



gens- und Bildungspolitik). Sie trägt ferner
zur Bildung von human Capital bei und moti-
viert den einzelnen, mit Aussicht auf Erfolg
zu versuchen, seinen sozialen und ökonomi-
schen Status zu verbessern. Dadurch, daß So-
zialpolitik Chancen öffnet und die gesell-
schaftliche Gerechtigkeit erhöht, sichert sie
das bestehende Gesellschafts- und Wirt-
schaftssystem ab und ermöglicht gleichzeitig
seine notwendige Veränderung auf evolutio-
närem, nicht revolutionärem Weg.
Diese erste Erkenntnis wird häufig als trivial
und altbekannt abgetan. Gleichwohl verliert
sie dadurch nicht an Bedeutung oder wird gar
unrichtig ). In der Bundesrepublik wird denn
auch der „Soziale Friede als Produktionsfak-
tor" in der politischen Sphäre anerkannt:
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— Helmut Schmidt: „Der soziale Grundkon-
sens hat sich als Produktivitätsfaktor ersten
Ranges erwiesen." )17
— Otto Graf Lambsdorff: „Eine dynamische
Wirtschaft kann nach unserer Erkenntnis
dauerhaft nur in Verbindung mit einem Sy-
stem sozialer Sicherungen betrieben wer-
den.“18)
— Norbert Blüm: „Sozialer Friede ist eine
Aufschwungbedingung." )19

Gerade auch nach der Beendigung der dies-
jährigen Arbeitskämpfe wird die Bewahrung,
wenn möglich der Ausbau eben dieses Sozia-
len Friedens20) eine ständige Aufgabe der So-
zialpolitik bleiben.

4. Die Sozialpolitik im Wirtschaftskreislauf

Auch wenn die Keynessche Nachfrageökono-
mie zur Zeit nicht en vogue ist (aufmerksa-

men Beobachtern fällt allerdings eine diesbe-
züglich erstarkende Rückerinnerung auf),
bleibt anzumerken, daß Sozialleistungen
nachfragewirksame, gesamtwirtschaftlich be-
deutende Ausgabeposten sind. Ein ungefäh-
res Maß für das ökonomische Gewicht von
Sozialausgaben ist die Sozialleistungsquote.
Die Sozialleistungsquote bezieht die Aufwen-
dungen für Soziales auf das Bruttosozialpro-
dukt. Diese — unechte, aus methodischen
Gründen stets zu hoch ausgewiesene —
Quote (indirekte Leistungen, Steuerermäßi.
gungen, Bruttoerfassung, etc.)21) betrug 1982
in Österreich rund 28%, in der Schweiz knapp
25% und in der Bundesrepublik Deutschland
gut 31 %. Das heißt: ein Viertel bis ein Drittel
der Sozialprodukte wird für im weitesten
Sinne sozialpolitische Zwecke verwendet
Da spätestens seit dem Bericht der Transfer-
Enquete-Kommission aus' dem Jahre 1981 der
Vorwurf, der Sozialstaat „verteile das Geld
nur zwischen der linken und rechten Tasche
der Bürger um", als „weit übertrieben" gelten
darf22), bedeuten die genannten Soziallei-
stungsquoten, daß auch bei Berücksichtigung
der Tatsache, daß jede Sozialleistung finan-
ziert sein will, Sozialausgaben äußerst wirk-
same Nachfragekomponenten darstellen und
somit zum Wachstum des Bruttosozialpro-
dukts beitragen.
Gesetzt den Fall, in der Bundesrepublik wür-
den in der heutigen Situation keine Arbeits-
losenunterstützungen mehr gezahlt — ein
massiver Nachfrageeinbruch mit negativen
konjunkturellen Auswirkungen wäre die Fol-
ge. Bei einem durchschnittlichen Arbeitslo-
sengeld von 959,— DM im Monat (1983,
durchschnittliche Arbeitslosenhilfe 802,—
DM im Monat)23) wird nämlich die Arbeitslo-
senunterstützung wohl vollständig ausgabe-
wirksam, während die bei einem Wegfall die-
ses sozialen Sicherungssystems nicht erhobe-
nen Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
(maximal 119,60 DM entsprechend 2,3% der
Beitragsbemessungsgrenze von 5 200 DM mo-
natlich) eher zur Erhöhung der marginalen
Sparquote beitragen und somit kaum nachfra-
gewirksam würden.
Im Jahr 1983 war in der Bundesrepublik
Deutschland der private Verbrauch Konjunk-



turmotor Nr. 124). Dies kam schon damals für
viele überraschend, da mehrere Einflüsse da-
gegen sprachen. So lagen die realen verfügba-
ren Einkommen 1983 auf dem Stand von
1978/79 ). Die Konsolidierung der öffentli-
chen Haushalte — seit dem „Gesetz zur Ver-
besserung der Haushaltsstruktur" vom 18. De-
zember 1975 (BGBl 1/1975, S. 3091) ohnehin
ständige Absicht der jeweiligen Bundesregie-
rungen — schlug mittlerweile insbesondere
bei den Sozialleistungen durch; das erste Ka-
binett Kohl
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trat erklärtermaßen mit dem Wil-
len zu einer „ausgabenpolitischen Atempause“
an26). Die privaten Haushalte finanzierten
ihre Konsumausgaben durch das Auflösen
von Ersparnissen und eine zunehmende Kre-
ditfinanzierung; die Sparquote (Ersparnisse in
v. H. des verfügbaren Einkommens) sank auf
einen im langjährigen Mittel niedrigen Stand
von 12 Prozent27).

2 Ebd, Tab. 21.
29) So N. Blüm, Konzentration auf das Wichtigste,
in: Wirtschaftsdienst, (1982) XI, S. 532 ff. Das zweite
Kabinett Kohl war 1983 gewillt, diese Politik fortzu-
setzen; vgl. Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung, Programm der Erneuerung: Freiheit,
Mitmenschlichkeit, Verantwortung — Regierungs-
erklärung, Bulletin Nr. 43 vom 5. März 1983,
S. 397ff, hier S. 401.
) Vgl. Jahresgutachten 1983/84 (Anm. 24), Tz. 71,
Schaubild 8.
% Zur Zeitreihe vgl. Statistische Beihefte zu den
Monatsberichten der Deutschen Bundesbank, Rei-
ne 4 Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen, Tab. 4,
5nkommen der privaten Haushalte, div. Jhg.
7 Vgh.dazu J. Struwe, Der volle Lohnausgleich —
tu Klärung eines unklaren Begriffs, Technische
Hochschule Darmstadt, Institut für Volkswirt-
schaftslehre, Arbeitspapier Nr. 32, Darmstadt 1984,
>. 14.

30) Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW), Einkommensschichtung der privaten Haus-
halte in der Bundesrepublik Deutschland 1981 —
Das Einkommen sozialer Gruppen vor und nach
der Umverteilung, DIW-Wochenbericht, (1983) 30,
S. 371.
31) Vertieft behandelt wurde die Beziehung zwi-
schen Wachstum und Bildung insbesondere wäh-
rend der sechziger und frühen siebziger Jahre. Vgl.
dazu die Beiträge in OECD (Hrsg.), Policy Confe-
rence on Economic Growth and Investment in Edu-
cation, Paris 1962; dies., Economic Aspects of
Higher Education, Paris 1964; dies., Science,
Growth and Society — A New Perspective, Paris
1971; W. Krelle/M. Fleck/H. Quinke, Gesamtwirt-
schaftliche Auswirkungen einer Ausweitung des
Bildungssystems, Tübingen 1975.

Im Jahr 1984 schließlich wurde der erste pri-
vate Verbrauch als Konjunkturstütze vom Ex-
port abgelöst, obwohl die Sparquote auf einen
seit 20 Jahren unerreichten Tiefstand von
10 Prozent rutschte ). Zwar steigen die Real-
einkommen 1984 erstmals seit 1980 wieder,
dennoch scheinen weitere massive „Ein-
schnitte in das soziale Netz“ aus nachfragepo-
litischer Sicht bedenklich zu sein.
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In der Summe ergibt sich als zweiter Beitrag
der Sozialpolitik zum Wachstumsziel, daß an-
gesichts nach wie vor niedriger Kapazitäts-
auslastung29) und weiter steigenden Arbeits-
losenzahlen der Nachfrageeffekt der Sozial-
leistungen nicht unterbewertet werden darf.
Unternehmen können nur Gewinne erwarten
und werden investieren, wenn sie Abnehmer
für ihre Produkte finden.

Betrachtet man den durchschnittlichen Anteil
der empfangenen Transfers am jeweiligen
Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen
für einzelne Haushaltstypen, so errechnen
sich in der Bundesrepublik Deutschland für
1981 folgende Werte30): Der Anteil der Sozial-
leistungen am Bruttoeinkommen betrug in
Seibständigenhaushalten 2%, bei Beamten-
haushalten 5%, bei Haushalten von Ange-
stellten und Landwirten 7%, in Arbeiterhaus-
halten 11 %, in Rentnerhaushalten 302% und
in Haushalten von Versorgungsempfängern
370%. Viele potentielle Kunden werden mit-
hin erst durch Sozialleistungen befähigt, als
Nachfrager für bestimmte Güter und Dienst-
leistungen aufzutreten. Bei der .Ausmerzung
des sozialen Wildwuchses", wie sie von man-
chen gefordert wurde, sollte dies beachtet
werden.

5. Bildungs- und Ausbildungspolitik

Es gäbe weitere Beispiele, an denen demon-
striert werden könnte, wie Sozialpolitik auch
heute schon bzw. immer noch als Wachstums-
quelle fungiert. Hier soll lediglich der Bereich
Bildungs- und Ausbildungspolitik angeschnit-
ten werden31), wozu u. a. Umschulungs- und
Fortbildungsmaßnahmen — z. B. im Rahmen
von Bildungsurlauben oder Sabbatjahren —
zählen. Die Verwirklichung des Prinzips des
„lebenslangen Lernens" trägt nicht nur zur in-
dividuellen und gesellschaftlichen Wohlfahrt
bei, sie fördert auch die geistige und physi-
sche Mobilität sowie die Anpassungs- und In-
novationsfähigkeit des Menschen. Angesichts
des gesellschaftlichen und technischen Wan-
dels dürfte kaum etwas erwünschter sein, um
Qualifikations- und Anforderungsprofile so-
wie örtliche Notwendigkeiten zur Deckung
zu bringen. Gerade die immer wieder be-
klagte räumliche Immobilität beispielsweise
von Arbeitslosen ist denn auch kein neues
Phänomen; schon Adam Smith beklagte in
„The Wealth of Nations", daß „der Mensch, so



leichtfertig und unbeständig er auch von Na-
tur aus sein soll, weitaus schwerer von einem
Ort zum anderen zu bringen ist als irgendein
Transportgut.“ )32

Dabei wird nicht verkannt, daß Anpassung
keine Einbahnstraße sein darf. Gerade neue
Kommunikations-, Informations- und Ferti-
gungstechniken bieten die Chance, „angepaß-
te“, „maßgeschneiderte" Produkte einzusetzen
und Arbeitsplätze anzubieten. Auch soll die
heute schon (zwangsläufig?) vorhandene hohe
Mobilität der westdeutschen Arbeitnehmer
nicht in Abrede gestellt werden: So meldeten
sich 1983 über 3,7 Mio. Arbeitnehmer arbeits-
los, woraus sich bei knapp 22 Mio. abhängig
Beschäftigten eine Betroffenheitsquote von
16,9 Prozent (bei Doppelzählung von mehr-
mals Arbeitslosen) errechnet333). Hinzuzuzäh-
len wäre noch die statistisch schwer erfaß-
bare Zahl innerbetrieblicher Arbeitsplatz-
wechsel, die u. U. mit einer örtlichen Verset-
zung verbunden sind. Addiert werden müßten
weiterhin die Arbeitsplatzwechsel, die durch
keine Sucharbeitslosigkeit (friktioneile Ar-
beitslosigkeit) unterbrochen sind. Vorsichtig
geschätzt ergibt sich, daß in der Bundesrepu-
blik 1983 ein Fünftel bis ein Viertel aller ab-

hängig Beschäftigten in der einen oder ande-
ren Form eine neue Tätigkeit antrat oder
(evtl, vorübergehend) arbeitslos wurde34).

Aufgrund der immer kürzeren Frist zwischen
Entwicklung, Serienreife und Einsatz von In-
dustrie- und Konsumgütern trifft der techni-
sche Wandel eine ständig wachsende Zahl
von Menschen; Qualifikationsanforderungen
scheinen sich dahin gehend zu verändern, daß
die bisher breite mittlere Qualifikationsebene
(Facharbeiter, Techniker) schmaler wird, wäh-
rend andererseits hochqualifizierte Tätigkei-
ten und niedrig bewertete „Hilfs-"arbeiten zu-
sätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten bie-
ten. Dieser Polarisierungstendenz kann eine
Bildungspolitik entgegenwirken, die Bildung
und Ausbildung nicht allein als Zweck zum
späteren Erwerb des Lebensunterhalts sieht,
sondern Eigeninitiative, Flexibilität und Krea-
tivität fördert und so fallweisen Wohlfahrts-
verlusten im (kürzer werdenden?) Arbeitsle-
ben gegensteuert.

Bildungspolitik, Arbeitsmarktpolitik, aber
auch die Infrastruktur- oder Wohnungsbau-
politik haben in diesen Bereichen schon eini-
ges verbessert.

III. „Neue" Sozialpolitik und Wachstum

1. Die Rahmenbedingungen einer „neuen“
Sozialpolitik

Sozialpolitik als Wachstumsquelle könnte —
bei geeignetem Umbau — noch stärker „spru-
deln". Aufbauend auf den traditionellen, ver-
festigten Teilsystemen kann und muß zu die-
sem Zweck das soziale Sicherungssystem mo-
difiziert werden. Im einzelnen sind folgende
Rahmenbedingungen zu beachten:
a) Der gesellschaftliche Kontext
Stichworte sind hier:
— langsam abnehmende Bevölkerungszah-
len: von einer Gesamtbevölkerung in der
Bundesrepublik 1983 von 61,5 Mio. Menschen
über 58,2 bis 60,7 Mio. im Jahre 2000 bis hin

zu zwischen 45,3 und 51,4 Mio. Menschen im
Jahre 2030 35);
— zunehmende „Vergreisung" der Bevölke-
rung36): kommen heute auf 100 Erwerbsfähige
(zwischen 20 und 60 Jahren) 36 alte Menschen
(über 60 Jahre), so sind es im Jahr 2020 bereits
51 und im Jahr 2030 schon 68 (nach pessimi-
stischen Schätzungen sogar 80) potentielle
Rentenbezieher;



_ der vielbeschworene Wertwandel37).

4I) Vgl. dazu die Beiträge von U. Frenzel, Technik
in den achtziger Jahren — Technologische Ent-
wicklungslinien und ihre Auswirkungen auf Ar-
beitsplätze und Arbeitskräfte, und K. Eberhard, In-
dustrieangestellte und technische Entwicklung,
beide in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47/81,
vom 21. November 1981, S. 21 ff. bzw. S. 31 ff.
42) Vgl. für das Beispiel .Arbeitszeitflexibilität"
B. Rürup/J. Struwe, Arbeitszeitflexibilisierung als
Instrument der Beschäftigungspolitik, in: Konjunk-
turpolitik, (1984) 1, S. 1 ff., sowie die dort angege-
bene Literatur.

b) Die ökonomische Perspektive
Stichworte sind hier:
— Wachstumsraten nahe Null;
— mittelfristig hohe Arbeitslosigkeit: selbst
bei heute utopisch hoch erscheinenden,
realen Wachtsumsraten von jahresdurch-
schnittlich 3—3,5 % über den gesamten Zeit-
raum wird die Arbeitslosigkeit erst nach der
Jahrtausendwende unter eine Mio. Arbeit-
nehmer sinken );38

— langfristige Rentenfinanzierungsprobleme,
da sich die Relation Beitragszahler/Rentenbe-
zieher ab 1990 deutlich verschlechtert ).39

c) Die Verrechtlichung
— sie zwingt dazu, von Bestehendem auszu-
gehen — eine sozialpolitische „Stunde Null''
hat es nie und wird es wohl auch nicht mehr
geben40).
Gleichzeitig mit dem notwendigen, aber auch
möglichen Umbau der sozialen Netze ist dar-
auf zu achten, daß zum einen die Effizienz des
Vorhandenen erhöht wird — wobei an dieser
Stelle der Effizienzbegriff nicht weiter proble-
matisiert werden soll —, zum anderen vor-
handene Lücken geschlossen werden: die Ab-
sicherung von Pflegefällen, die Versorgung
psychisch Kranker, die Ausländerintegration
und die soziale Absicherung neuer Arbeits-
formen seien beispielhaft genannt.
3) Vgl. für viele H. Klages, Wertwandel und Ge-
sellschaftskrise in der sozialstaatlichen Demokra-
tie, in: J. Matthes (Hrsg.), Krise der Arbeitsgesell-
schaft?, Verhandlungen des 21. Deutschen Soziolo-
gentages in Bamberg 1982, Frankfurt-New York
1983, S. 341 ff.; sowie P. Kmieciak, Wertstrukturen
und Wertwandel in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Kommission für wirtschaftlichen und sozialen
Wandel, Bd. 135, Göttingen 1976.
3) Eigene Fortschreibung nach: Institut für Ar-
beitsmarkt und Berufsforschung der Bundesanstalt
für Arbeit, Wachstum und Arbeitsmarkt. Quintes-
senzen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
Nr. 1, Nürnberg 1982; vgl. außerdem die Zusam-
menstellung mittelfristiger Arbeitsmarktprojektio-
nen im JAB-Kurzbericht VI/1 — Kw vom 26. Juli
1984.
7 Zur Einführung in die Problematik siehe
R Hauser, How to Guarantee West German Public
Pension Payments the Next Fifty Years, in: Zeit-
schrift für die gesamte Staatswissenschaft, 138
(1982) 3, S. 440 ff.; und H. Lampert, Entwicklungsten-
denzen und zentrale Probleme in der Altersrenten-
Versicherung, Institut der deutschen Wirtschaft,
Beiträge zur Wirtschafts- und Sozialpolitik. Bd. 80,
Köln 1980.
R Vgh wiederum für viele andere: V. Gräfin von
Bethusy-Huc, Das Sozialleistungssystem der Bun-
55republik Deutschland, Tübingen 1976, S. 22ff„
3. 255 ff.; und — ausgehend von einem institutio-
nellen Ansatz — H. P. Widmaier, Sozialpolitik imWohlfahrtsstaat, Reinbek bei Hamburg 1976,
Kap. III, IV, V.

2. Ansatzpunkt 1: Die Intensivierung des
sozialen Dialogs

Der allenthalben zu beobachtende gesell-
schaftliche und technologisch/technische
Wandel wurde bereits erwähnt. Dabei wird
ein Einstellungswandel der Menschen deut-
lich, charakterisiert durch neue Ziele, auf die
die Leistungsbereitschaft gerichtet wird, Ziele
wie Selbstverwirklichung, Partizipationsmeh-
rung, mehr Freizeit, stärkeres soziales Enga-
gement. Den technologischen Umbruch kenn-
zeichnet am besten das auf Grund wenig
„Revolutionärem" in Anführungszeichen zu
setzende Schlagwort von der „Dritten Indu-
striellen Revolution“.
Nimmt man beides — den gesellschaftlichen
wie den technischen Fortschritt — zusam-
men, so sind zwei Entwicklungslinien wahr-
scheinlich:
1) Die Einstellung zur Arbeit ändert sich da-
hingehend, daß an die Arbeit höhere Ansprü-
che gestellt werden; die Arbeit muß stärker
als in der Vergangenheit Interesse wecken,
Befriedigung verschaffen, Einflußmöglichkei-
ten eröffnen. Gleichzeitig verliert fremdbe-
stimmte Arbeit — auch als Mittel zum Er-
werb des Lebensunterhalts — zunehmend an
Bedeutung; die Ausdehnung der Schatten-
wirtschaft oder die wachsende Zahl der Bau-
und Hobbymärkte sind nur zwei Indizien da-
für. Der Unterschied zwischen Arbeit und Be-
ruf (im Sinne von Erwerbstätigkeit) wird deut-
licher zutagetreten.
2) Die Arbeit selbst ändert sich, was sich in
neuen Anforderungen niederschlägt. Teils er-
fordern künftige Tätigkeiten höhere, teils
niedrigere Qualifikationen als heute ). Neue
Arbeits- und Arbeitszeitformen kündigen sich
an; „Flexibilisierung" ist das Modewort der
Stunde ). Bisher fremde Berufe und Unter-
nehmensformen entwickeln sich: vom heute
schon eingeführten kleinen Softwaredesigner
über den via Werkvertrag an ein Unterneh-
men gebundenen, juristisch, aber nicht fak-
tisch selbständigen Heimarbeiter, der zu
Hause am Terminal sitzt, bis hin zu höchst-
qualifizierten Dienstleistungsberufen in Spar-
ten wie „Technological Assessment", Kommu-
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nikation, Information, Stadtsanierung, Land-
schaftsschutz etc.43).
Ein Mittel, den dringend erforderlichen
Strukturwandel zu bewältigen, ist die Intensi-
vierung des sozialen Dialogs. Der Öffentlich-
keit muß bewußt werden, daß die soziale Si-
cherung zum Erreichen des Wachstumszieles
erheblich beiträgt; eine unvoreingenommene,
offensive Diskussion über die Möglichkeiten
und Grenzen des Sozialstaats kann dazu bei-
tragen, diffuses Unbehagen über die Leistun-
gen und Lasten der Sozialpolitik, über den
.Moloch Wohlfahrtsstaat" zu beseitigen44).
Jahrzehntelang war der „soziale Friede als
Produktionsfaktor“ ein weltweit beachtetes
Markenzeichen bundesrepublikanischer sozi-
alökonomischer Solidität Gerade weil eine
erfolgreiche Wirtschafts- und Sozialpolitik
viel „moral suasion" und psychologischer Ein-
fühlungsgabe bedarf45), ist die in allen Bevöl-
kerungsschichten verankerte Akzeptanz des
sozialen Netzes Voraussetzung für seinen Er-
folg.

3. Ansatzpunkt 2: Die kontrollierte Forde-
rung des technischen Fortschritts

Eine weitere Aufgabe der „neuen" Sozialpoli-
tik wird die kontrollierte Förderung des tech-
nischen Fortschritts sein. Dies ist gerade in
Zeiten wichtig, in denen die Arbeitsprodukti-
vität schneller steigt als sie durch reale
Wachstumsraten und Arbeitszeitverkürzung
kompensiert wird. Auch wenn „Maschinen-
stürmerei" nie zu den bestbeherrschten Diszi-
plinen der deutschen Gewerkschaften gehör-
te: die Worte von der „technologischen Ar-

beitslosigkeit" und dem „jobless growth" ma-
chen schon und nicht umsonst die Runde.
Möglichkeiten, die wirtschaftliche Entwick-
lung sozialpolitisch kontrolliert und abgesi-
chert zu fördern, sind reichlich vorhanden. Zu
denken wäre
— an die Änderung arbeitsrechtlicher und
arbeitszeitrechtlicher Bestimmungen dahin
gehend, daß einzelvertragliche und Betriebs-
vereinbarungen stärker als bisher ihre Rolle
spielen können (die Tarifabschlüsse 1984 im
Metallbereich liefen insoweit in die richtige
Richtung)46);
— an die Humanisierung nicht nur des alt-
hergebrachten, sondern gerade auch des
neuen Arbeitslebens;
— an eine Mitbestimmungsoffensive, die die
augenblickliche Frontstellung zwischen Ar-
beitgebern und Gewerkschaften abbaut und
vielleicht zur Wiederbelebung der konzertier-
ten Aktion führt.
Eine Mitbestimmungsoffensive sollte sich
auch auf die direkte Förderung des techni-
schen Fortschritts erstrecken; Regierung, Un-
ternehmen und Gewerkschaften sind gemein-
sam aufgerufen, diesbezügliche Versäumnisse
der Vergangenheit zu korrigieren. Die Ein-
richtung paritätisch besetzter Institutionen,
die sich mit Aufgaben befassen, wie sie in
Japan vom Wirtschaftsplanungsamt (EPA)
und dem berühmten Ministerium für Außen-
handel und Industrie (MITI) wahrgenommen
werden47), könnte ein Schritt auf dem Wege
des sozial abgesicherten Strukturwandels
sein.
Nach Ansicht von Simon Kuznets erfordern
wesentliche Fortschritte einer Wirtschaft ein
„kulturelles Milieu, dessen Wertsystem aufge-
schlossene Ansichten über die Natur, eine
leidenschaftslose Betrachtung empirischer
Ergebnisse und den festen Wunsch, das mate-
rielle Wohlergehen der Menschheit zu meh-
ren, nicht verhindert"48). Eine mögliche Disso-
nanz zwischen schnellem technischen Fort-
schritt bzw. raschem Wachstum (= „materiel-



le’Kultur) und kultureller Rückständigkeit (in
bezug auf Normen, Werte und Wertanschau-
ungen, gesellschaftliche Institutionen, Orga-
nisationen etc. = „immaterielle“ Kultur)
wurde durch William F. Ogburn unter der Be-
zeichnung „cultural lag" bekannt Das „kultu-
relle Zurückbleiben" ist normalerweise mit
gesellschaftlichen Friktionen, verbreitetem
Unverständnis gegenüber dem materiellen
Wandel, mit Unsicherheit bis hin zur Exi-
stenzangst verbunden. Sicherheit wiederum
ist Voraussetzung für den Anspruch, „seine
Fähigkeiten (zu) entwickeln und etwas zu lei-
sten"49).
Die Förderung von Sicherheit, zumindest von
subjektiv empfundener Sicherheit, ist eine
weitere Aufgabe für die Sozialpolitik. Sicher-
heit ist eine Voraussetzung für die Leistungs-
willigkeit eines Individuums. Sie vermindert
negative Wirkungen der kognitiven Disso-
nanz und einer möglicherweise daraus resul-
tierenden Akzeptanzkrise, die bei Unstimmig-
keiten zwischen kulturellem und techni-
schem Fortschritt entstehen kann. Das —
nunmehr verbesserte — sozio-kulturelle Um-
feld wirkt zurück auf die sonstige Motivation
des Menschen. Kurz gefaßt: „(Economic
Growth) occurs because of a special type of
human response to motivations and incenti-
ves that are created, at least to a considerable
extent, by the economic and social environ-
ment.)50

Indem eine „neue“ Sozialpolitik den notwendi-
gen technischen Fortschritt und Strukturwan-
del auf verschiedenen Wegen „abfedert“ und
soWachstums-„Schmerzen“ lindert, sichert sie
mithin ihre eigenen ökonomischen Grundla-
gen und fördert — mehr als bisher — die indi-
viduelle und gesellschaftliche Wohlfahrt.

4. Ansatzpunkt 3:
Ergänzende Soziale Dienste

Ein drittes Beispiel sozialpolitischer neuer
Aktivitäten wird im Bereich ergänzender so-
zialer Dienste zu finden sein. Durch Sozialsta-
honen, ambulante Dienste, Hilfen auf Zeit,

Pflege- und Betreuungskooperativen, Bera-
tungsbüros etc. wird das große Netz der ge-
setzlichen Sozialversicherung nicht ersetzt,
aber ergänzt und enger geknüpft. Ein „neuer
unternehmerischer Mittelstand“ könnte Be-
schäftigung im örtlichen Umweltschutz, in
der Stadterneuerung, der Verbesserung der
Wohnumwelt, der Raum- und Freizeitpla-
nung, der Informationsvermittlung finden51).
Derartige sozial motivierte Tätigkeiten haben
enorme Wohlfahrtseffekte bei gleichzeitig ge-
ringen fiskalischen Kosten. Die öffentliche
Hände und damit letztlich der Steuerzahler
werden relativ entlastet, ohne daß Wohl-
fahrtseinbußen hinzunehmen wären. Die er-
gänzenden sozialen Dienste haben aufgrund
ihrer hohen Arbeitsintensität den zweifachen
Effekt, die gesamtwirtschaftliche Arbeitspro-
duktivität (Produktionsergebnis je Beschäftig-
ten) tendenziell zu senken, dafür aber Ar-
beitsplätze bereitzustellen. Das heißt: typi-
sche Leistungsindikatoren wie „Wachstum
des Bruttosozialprodukts" und „Steigerung der
Arbeitsproduktivität" würden nicht oder nur
negativ von vielen kleinen sozialen Netzen
beeinflußt, während parallel dazu die indi-
viduelle und gesellschaftliche Wohlfahrt
stiege.
Diese paradoxe Erscheinung führt zu einer
letzten Demonstration möglicher Verknüp-
fung zwischen Sozialpolitik und Wachstum.

5. Ansatzpunkt 4: Die Revision der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung

Die Beseitigung von Umweltschäden und Un-
fallfolgen wirkt bekannterweise wachstums-
erhöhend, während zunehmende Hausfrauen-
tätigkeit, steigende Anteile von Heim- oder
Schwarzarbeit oder wachsende Freizeit die
Folge haben, daß der bisherige Wohlfahrtsin-



dikator Bruttosozialprodukt (reales BSP pro
Kopf) sinkt52).
Gelänge es, diesen Indikator durch Herein-
nahme wohlfahrtsrelevanter Größen so zu 
modifizieren, daß sich ein genaueres und zu-
treffendes Abbild der sozioökonomischen
Entwicklung feststellen ließe, würden bei-
spielsweise die erwähnten ergänzenden so-
zialen Dienste klar und deutlich ihren Zieler-
reichungsbeitrag liefern53).
Schwarzarbeit, häufig von hochmotivierten,
dynamischen und innovativen Menschen ge-
leistet, würde meßbar und das „neue“ Wachs-
tum in die Höhe treiben. Häuser, die in Nach-
barschaftshilfe (mit all deren positiv zu wer-
tenden sozialen Nebeneffekten) kostenspa-
rend gebaut wurden, würden zu ihrem „wah-
ren" Wert bewertet und somit wachstums-
wirksam. Würde die Sozialpolitik flankierend
zu einer derartigen Revision der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung — die ja selbst
wieder eine sozialpolitische Großtat wäre —
eingesetzt, könnten weite Bereiche der pro-
sperierenden Schattenwirtschaft ohne Ver-
lust ihrer inneren Dynamik in die offizielle
Wirtschaft transformiert werden. (Als instru-
menteller Fingerzeig mag die Umbasierung
der bisherigen Bemessungsgrundlage für die
Sozialabgaben, nämlich Löhne und Gehälter,
hin zu einer wertschöpfungsbezogenen Ab-
gabe dienen. Damit würden die leistungshem-
menden Effekte, die Sozialabgaben nach land-

IV. Resümee
In Thesenform können die grundsätzlichen
Wirkungen der Sozialpolitik wie folgt darge-
stellt werden:

läufiger Meinung mit sich bringen, reduziert
und entsprechend der Trend zum Abtauchen
in die Schattenwirtschaft gemildert.)
Eine Verkürzung der Arbeitszeit, die via Ver-
langsamung des Wachstums (durch die Ab-
nahme der Arbeitsproduktivität) bisher einen
Verzicht auf die weitere Verbesserung der
Wohlfahrtsposition anzeigt, obwohl die Le-
bensqualität i. d. R. durch mehr Freizeit zu-
ninamt, erhöht in einer revidierten Wohl-
fahrtsberechnung die Zielgröße(n). Nachbar-
schaftshilfen, Stadtteilkooperativen, Betreu-
ungsinitiativen für Kinder, Jugendliche und
alte Menschen, ambulante Dienste (z. B. „Es-
sen auf Rädern"), Arbeitslosenselbsthilfen, ei-
genorganisierte Sozialstationen — Einrich-
tungen, die es zum Teil schon seit Jahren in
der Bundesrepublik gibt, erhöhen die gesell-
schaftliche Wohlfahrt, verbessern die Lebens-
qualität, machen vielfach ein menschenwürdi-
ges Leben erst möglich (vgl. die häufigen Be-
richte über das Wirken von Zivildienstlei-
stenden), gehen aber nur zu einem Bruchteil
ihres eigentlichen Wertes in den gängigen
Wohlfahrtsindikator ein.
Die positiven Wachstums- und Wohlfahrts-
wirkungen der Sozialpolitik wären bei einer
zutreffenden Abbildung des sozialökonomi-
schen Geschehens offenbar, was wiederum
zur Folge hätte, daß die Akzeptanz der Sozial-
politik — die ja nach wie vor Kosten verur-
sacht — zunimmt.

1. Sozialpolitische Instrumente zielen auf das
Individuum (Beispiel: Sozialhilfe), auf das Un-
ternehmen (Beispiel: Arbeitszeitordnung)
und/oder auf die Beziehungen zwischen den
großen gesellschaftlichen Gruppen, speziell
auf die Beziehung zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern (Beispiel: Mitbestimmung).
2. Auf der individuellen Ebene beeinflußt So-
zialpolitik die „sozioökonomischen Wurzeln'
des materiellen Wohlstands und der gesell-
schaftlichen Wohlfahrt, indem sie die Lei-
stungsfähigkeit und -Willigkeit des Menschen
fördert (oder hemmt). Das Spektrum dieser
Sozialpolitik reicht von der Bildungs-, Vermö-
gens-, Wohnungsbau-, Umwelt- und Vertei-
lungspolitik bis hin zur Sozialversicherung
und Sozialhilfe.
3. Das Unternehmen erfährt (monetär orien-
tierte) Sozialpolitik in erster Linie als Kosten-
belastung, profitiert aber von den positiven
externen Effekten eines ausgebauten sozialen
Netzes. Sozialpolitische Maßnahmen dieser
Kategorie sind u. a. die Arbeitsschutz- und



Humanisierungsbestrebungen, die Arbeits-
zeitpolitik, die Mitbestimmungs- und Tarif-
vertragspolitik.

4. Gesellschaftliche Friktionen werden so-
wohl materiell als auch psychologisch da-
durch gemildert, daß Sozialpolitik Chancen-
gerechtigkeit — durch die Verteilung ökono-
mischer Ressourcen und die Bereitstellung
von Verfahren — absichert bzw. suggeriert
und so die Akzeptanz vorhandener Struktu-
ren verstärkt. Chancengerechtigkeit wird hier
im Sinne von Chancengleichheit verstanden.
Die Gewährleistung von Chancengleichheit
ist eine Voraussetzung für die Leistungsmoti-
vation von Individuen; Durchlässigkeit von
Sozialstrukturen und soziale Mobilität sind
komplementäre Faktoren.

5. In der Bundesrepublik Deutschland über-
wiegen die positiven Effekte der, Sozialpolitik
die vorhandenen negativen Wirkungen.
Zusammenfassend ergibt sich daraus:
— Sozialpolitik speist die „Quellen des
Wachstums", indem sie zu den individuellen
und sozialen Voraussetzungen beiträgt, die

die fortlaufende Erreichung der Gesell-
schaftsziele sichern; sozialer Friede, Produk-
tionsfähigkeit und Produktionswilligkeit kön-
nen als Merkworte dienen.
— Sozialpolitik ist selbst „Quelle des Wachs-
tums". Sie sichert die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage, ohne sich im Wirtschaftskreislauf
zu Null zu saldieren. Sie trägt zur Bildung von
human Capital bei und fördert die geistige,
physische und soziale Mobilität.
— Sozialpolitik kann — bei geeignetem Um-
bau — andere „Wachstumsquellen" noch er-
giebiger machen. Illustriert wurde diese Aus-
sage an der „Intensivierung des sozialen Dia-
logs", an der „kontrollierten Förderung des
technischen Fortschritts", an sogenannten er-
gänzenden sozialen Diensten und an der „Re-
vision der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung".
Es bleibt festzuhalten, daß Sozialpolitik entge-
gen landläufiger Meinung einen bedeutenden
Anteil an der Erreichung der Ziele Wachstum
und Wohlfahrt hat bzw. haben kann; ihr ge-
sellschaftlicher und ökonomischer Nutzen ist
weit höher als ihre entsprechenden Kosten.



Wolfgang Glatzer/Wolfgang Zapf: Die Lebensqualität der Bundesbürger
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/84, S. 3—25

Lebensqualität ist ein zentraler Wert in modernen Wohlfahrtsstaaten. Sie wird in dieser
Studie im Sinn individueller Wohlfahrt aufgefaßt, d. h. sie stellt die Konstellation der
Lebensbedingungen und der subjektiven Bewertungen und Befindlichkeiten in den ver-
schiedenen Lebensbereichen dar. Lebensqualität in diesem Sinn läßt sich nicht durch eine
einzige Zahl charakterisieren wie die volkswirtschaftliche Wertschöpfung. Unsere Unter-
suchung stellt fünf charakteristische Elemente heraus: Ein markanter Aspekt der Lebens-
qualität ist die Ambivalenz subjektiven Wohlbefindens, das Nebeneinander positiver und
negativer Komponenten. Ein zweiter markanter Aspekt ist die höhere Zufriedenheit in
privaten Bereichen gegenüber den Bereichen, für die eher der Wohlfahrtsstaat zuständig
ist. An der Spitze der Zufriedenheitsniveaus stehen Ehe, Familie und Haushaltsführung
und am Ende die öffentliche Sicherheit sowie mit großem Abstand der Umweltschutz. Der
dritte markante Aspekt der Lebensqualität ist, daß trotz der großen Bedeutung von sozia-
len Vergleichsprozessen bei der Bewertung von Lebensbedingungen ein deutlicher positi-
ver Zusammenhang zwischen objektiven Lebensbedingungen und subjektivem Wohlbe-
finden besteht. Der vierte Aspekt ist das geringe Maß an Kumulationen, d. h. nahezu kein
Individuum befindet sich in allen Lebensbereichen in einer guten bzw. schlechten Wohl-
fahrtsposition. Eine stärkere Häufung von Wohlfahrtsdefiziten ist aber bei den Problem-
gruppen zu finden. Ein fünfter markanter Aspekt ist die Stabilität der Strukturen bei
umfangreichen individuellen Veränderungen; vor allem stark privilegierte und stark
benachteiligte Positionen sind oft nur Durchgangsstadien und keine dauerhaften Posi-
tionen.

Jochen Struwe: Sozialpolitik als Wachstumsquelle — Plädoyer für eine Neu-
besinnung über die Chancen der Sozialpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/84, S. 27—37

Trotz hoher Arbeitslosigkeit, über Jahre gesunkener Realeinkommen und einer Fülle
ungelöster sozialökonomischer Probleme (z. B. Absicherung von Pflegefällen, zunehmende
Zahl von Sozialhilfeempfängern, Rentenfinanzierung, Familienförderung) klingt der Ruf
nach einer Beschneidung des Sozialstaats nicht ab. Diejenigen, die die „Grenzen des Wohl-
fahrtsstaats“ — wo immer diese auch zu finden sein mögen — seit langem erreicht
bzw. überschritten sehen, versprechen sich von einer Retardation der Sozialleistungen
oder der Sozialvorschriften (Arbeitsschutz, Beschäftigungsverbote etc.) neue Wachstums-
impulse.
In dem vorliegenden Beitrag soll zum einen angedeutet werden, daß — entgegen landläu-
figer Meinung — die positiven Effekte der Sozialpolitik die zweifelsohne vorhandenen
negativen Wirkungen auf Leistungsbereitschaft, Wachstum und Wohlfahrt überwiegen.
Zweitens soll gezeigt werden, wie ein geeigneter Umbau der Sozialen Netze Wachstum,
Wohlfahrt und Lebensqualität weit stärker als bisher fördern kann. Eine Modifizierung
des bundesdeutschen Sozialleistungssystems hat dabei bestimmte Rahmenbedingungen
zu beachten (gesellschaftliche und ökonomische Trends, die Verrechtlichung des Systems)
sowie gleichzeitig die Effizienz des Bestehenden zu erhöhen und vorhandene Lücken zu
schließen.
Als Demonstrationsobjekte einer „neuen“ Sozialpolitik dienen vier Ansatzpunkte: Erstens
die „Intensivierung des sozialen Dialogs", die einen notwendigen Konsens über die Mög-
lichkeiten und Chancen der Sozialpolitik erzeugen soll. Zweitens die „kontrollierte Förde-
rung des technischen Fortschritts“, die den dringend erforderlichen Strukturwandel flan-
kierend absichert und unerwünschte Wachstums-„Schmerzen“ lindern hilft. Der dritte
Ansatzpunkt einer „neuen“ Sozialpolitik sind sogenannte Ergänzende Soziale Dienste, die
— arbeitsintensiv und fiskalisch sparsam — bedeutende Wohlfahrtsbeiträge leisten kön-
nen. Die „Revision der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung" wird als vierter Punkt auf
ihre sozialpolitischen und wohlfahrtswirksamen Konsequenzen untersucht.


	Die Lebensqualität der Bundesbürger
	I. Einleitung 
	II. Objektive Lebensbedingungen und ihre Bewertun
	III. Subjektives Wohlbefinden 
	IV. Strukturen und Konstellationen der individuel

	Sozialpolitik als Wachstumsquelle Plädoyer für ei
	I. Wachstum als Wohlfahrtsindikator 
	II. Traditionelle Sozialpolitik und Wachstum 
	III. "Neue" Sozialpolitik und Wachstum 
	IV. Resümee 


